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Schach der OBörfe. 


Gerade ein Jahr ift es her, daß fich die Banken 
bemühten, ihre Beteiligung an dem inoffiziellen 
Börſenhandel bei den intereſſierten Staatsſtellen 
durchzuſetzen. Der Börſenverkehr, der allmählich 
in immer weiterem Umfang geduldet worden 
war, obwohl man offiziell nach wie vor nichts 
von einer Börſe wiſſen wollte, lockte die Banken 
nicht nur aus reinen Profitgründen. Sie fürch⸗ 
teten, allmählich ausgeſchaltet zu werden. Und 
eins der hauptſächlichſten Argumente, das ſie 
damals für die Genehmigung ihrer Beteiligung 
ins Feld führten, war die angebliche Gewißheit, 
daß ihr Einfluß mildernd und ſolider geſtaltend 
auf die Spekulationen einwirken würde. Von 
Anfang dieſer Beſtrebungen an habe ich mit 
unverminderter Energie auf die Behörden im 
Sinne der Ablehnung der Bankenbeteiligung 
am Börſenhandel gewirkt. Leider ohne Erfolg. 
Ich habe dann im Auguſt des vorigen 
Jahres, als die Ausſchreitungen der Börſe 
immer bedrohlicher auch den Behörden zum 
Bewußtſein kamen, von neuem meine Bedenken 
geltend gemacht und den Wiederausſchluß der 
Banken gefordert. Leider nochmals ohne Erfolg. 
Die Dinge gingen weiter ihren Weg und haben 
nun jetzt zu Zuſtänden geführt, die tatſächlich 
nicht mehr ruhig mit angeſehen werden dürfen. 

In den Börſenſälen herrſcht ſeit langem ein 
Leben wie in den beſten — oder wenn man ſo 
will, ſchlimmſten — Friedenszeiten. Die Kriegs⸗ 
gewinne einzelner Induſtrien haben zu wilder 
Agiotage gereizt. Mehr noch als die glänzenden 
Reſultate der deutſchen Kriegsinduſtrie wirkten 
die Siege der deutſchen Waffen und die dadurch 
geſtützte Hoffnung, daß der Friede nicht mehr 
allzuferne ſein werde. Man hat verſucht, durch 
Zureden die Spekulation zur Vernunft zu brin⸗ 
gen. Vorſichtige Börſenleute haben gepredigt, 
daß der kommende Friede leicht die Glanz⸗ 
konjunktur über den Haufen werfen könne. 
Denn mit dem Friedensſchluß ſei die Aera der 
Kriegsgewinne unwiederbringlich zu Ende. Aber 
ſolche Mahnung mußte ohne Wirkung bleiben. 


Sie entbehrt jeder inneren Logik. Möglich, daß 
nach dem Friedensſchluß zunächſt eine Er: 
ſchlaffung der Spekulation eintritt. Wahrſchein⸗ 
lich ſogar, daß die Zuſtände in der erſten Zeit 
des Friedens zu einer die Spekulationsgeſchäfte 
erſchwerenden Verſteifung der Sätze auf dem 
Geldmarkt führen. Aber auf der anderen 
Seite erſcheinen dem, der nicht allzu peſſi⸗ 
miſtiſch in die Zukunft ſchaut, große Gewinne 
für die deutſche Induſtrie auf lange Zeit geſichert. 
Ein Hunger nach Waren wird zunächſt die 
Welt ergreifen. Die ungünſtige Valuta wird 
uns den Vorteil reicher Exportmöglichkeiten 
bieten. Und das Retabliſſement von Heer, 
Flotte und privatwirtſchaftlichen Produktions- 
ſtätten wird die Arbeitskraft des deutſchen 
Gewerbefleißes zunächſt aufs höchſte anſpannen, 
und auch weiter Gewinne beſcheren. Dazu 
kommen die notwendigen Ergänzungen für die 
Produktionsſtätten ſelbſt; die Umſtellung der 
Fabriken vom Kriegs- zum Friedensgewerbe 
wird unſeren Maſchinenfabriken, dem Bau⸗ 
gewerbe, den Erzeugungsſtatten für elektriſche 
Kraft und anderen mehr auch reiche und ver⸗ 
mutlich auch lange Arbeit ſichern. Da läßt ſich, 
wer einigermaßen mit Phantaſie begabt iſt, 
nicht leicht von vorſichtigen Männern ins Bor- 
horn jagen. Vor allem aber: die Käuferſchicht, 
die augenblicklich in erſter Linie in Betracht 
kommt, beſteht nicht aus wankelmütigen, leicht 
beeinflußbaren, neuraſtheniſchen Börſenleuten, 
ſondern aus den Kriegsgewinnern im breiten 
Publikum: Kommis, die vor Monaten noch 
auf dem Drehſchemel in Frohn für fremde 
Rechnung eingeſpannt waren, Schlächtermeiſter, 
die ihr Schäfchen ins Trockne gebracht haben, 
Unternehmungen aus Berufen, die durch den 
Krieg zu brotloſen Künſten wurden, die es 
verſtanden haben, ſich rechtzeitig lukrativeren 
Gewerben zuzuwenden. Kurzum, alles, was auf 
mehr oder minder ehrliche Weiſe durch dieſen 
Krieg reich geworden iſt, alimentiert jetzt das 
Börſengeſchäft. Dieſe Elemente kennen keine 


Skrupel. Ihnen fehlt ja auch noch jede Erfahrung 
im Verlieren. Ihr Verdienſt war bisher leicht 
und ſicher im Gewerbe ebenſo wie an der 
Börſe. Wer will ſolchen Leuten raten? 

Alles iſt genau ſo eingetroffen, wie ich es 
vorher geſagt habe. Und ich kann mich nicht 
einmal rühmen, ein Prophet zu ſein. Denn es 
gehörte keine große Prophetengabe dazu, vorher 
zu wiſſen, wie die Dinge ſich entwickeln mußten. 
Man hat es geglaubt, als die Banken vorgaben, 
mildernd auf die Spekulation wirken zu wollen. 
In Wirklichkeit haben ſie zum mindeſten die 
Flut ungeſunden Spekulantentums nicht dämmen 
können. Die Banken haben ferner verſprochen, 
die ſpekulative Nachfrage nicht zu benutzen, um 
ihre Beſtände zu verkaufen. Dieſes Verſprechen 
haben ſie nicht eingelöſt. Weil ſie es gar nicht 
einlöſen konnten. Sie würden ja doch, wenn 
ſie die Nachfrage nicht durch Hergabe aus eigenen 
Beſtänden teilweiſe befriedigt hätten, die Kurſe 
nur noch geſteigert haben. Man hat ferner 
etwas davon verſprochen, daß nur noch gegen 
Barzahlung gekauft werden ſoll. Möglich, daß 
die Banken wirklich vollen Einſchuß bei Effekten⸗ 
käufen verlangten. Die große Mehrzahl der 
vermittelnden und zu Käufen anreizenden Privat⸗ 
bankiers hat ſich an ſolche Normen ſicher nicht 
gehalten. Es iſt ja auch überaus ſchwer. Denn 
das Geld ſteht in Unſummen zur Verfügung. Die 
ſtarke Inflation mit papiernen Wertzeichen macht 
ſich auf dem Geldmarkt bemerkbar. Es iſt da nur 
ſelbſtverſtändlich, daß die Spekulation gegen bar 
und auf Kredit aufs möglichſte angeregt wird. 

Jetzt will nun endlich die Behörde ein⸗ 
ſchreiten. Sie ſcheint nach allem, was bisher 
bekannt geworden iſt, zwei Maßnahmen beſon⸗ 
ders zu erwägen: Den völligen Schluß der 
Börſe und die Erhöhung des Börſenſtempels 
für Anſchaffungsgeſchäfte um ein Beträchtlichtes. 
Man ſpricht von einer Erhöhung der / vom 
Tauſend betragenden Steuer auf eins vom 
Hundert. Dieſe Erhöhung will man nicht 
durch ein vom Reichstag genehmigtes Geſetz, 
ſondern durch eine Verordnung des Bundes⸗ 
rates bewirken. Die Berechtigung dazu leitet 
man aus dem Geſetz vom 4. Auguſt 1914 über 
die „Ermächtigung des Bundesrates zu wirt⸗ 
ſchaftlichen Maßnahmen“ her. Der erſte Abſatz 
des dritten Paragraphen dieſes Geſetzes lautet: 
„Der Bundesrat wird ermächtigt, während der 
Zeit des Krieges diejenigen geſetzlichen Maß⸗ 
nahmen anzuordnen, welche ſich zur Abhilfe 
wirtſchaftlicher Schädigungen als notwendig 
erweiſen.“ Danach iſt allerdings der Bundes⸗ 
rat in der Lage, jede Verordnung für und gegen 
die Börſe zu erlaſſen, die etwa dort zutage 
tretenden Schäden abſtellt. Aber mehr als 
fraglich erſcheint es doch, ob der Bundesrat die 
Ermächtigung hat, eine Steuer auszuſchreiben. 
Es iſt ja an und für ſich nicht neu (in der 
deutſchen Praxis oft vorgekommen und durch 
Adolf Wagner klaſſiſch für die Theorie aller 
Zeiten begründet), daß der Zweck einer Steuer 
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durchaus nicht darauf gerichtet zu ſein braucht, 
Einnahmen zu erzielen. Man kann im Gegen- 
teil durch ſie bezwecken, die Steuer bringenden 
Umſätze zu vermindern. Aber deshalb bleibt 
eine Steuer doch Steuer. Selbſt im ungünſtigſten 
Fall erbringt ſie immer noch Einnahmen. Und 
es hieße die ureigenſten Rechte des Parlaments 
zu verletzen, wenn der Bundesrat einfach 
Steueredikte erlaſſen wollte. Wenn die Auf⸗ 
faſſung, die jetzt in Regierungskreiſen ſich 
durchzuringen ſcheint, wirklich richtig ſein ſollte, 
ſo würde morgen der Bundesrat in der Lage 
ſein, auf eigene Fauſt die Kriegsgewinnſteuer 
zu erhöhen, einfach weil er der Anſicht 
iſt, daß es eine wirtſchaftliche Schädigung 
bedeutet, daß einzelne Leute zu reich werden. 
Dann könnte übermorgen eine Steuer auf weite 
Röcke, auf Perlen und Brillanten oder auf ſonſt 
etwas gelegt werden, weil dem Bundesrat 
übertriebener Luxus als wirtſchaftlicher Schaden 
erſcheint. Solche Auffaſſung des Bundesrates 
mag an ſich im Einzelfall ſehr berechtigt ſein. 
Er kann auch alle dieſe Dinge auf Grund der 
ihm erteilten Ermächtigung verbieten, wenn er 
glaubt, das mit der Abwendung wirtſchaftlicher 
Schäden motivieren zu können. Aber er darf 
ſie nicht beſteuern. Wir haben uns während 
des Krieges wahrhaftig daran gewöhnt, nicht allzu 
formaliſtiſch mehr in Dingen der Geſetzgebung 
zu denken. Man hat dem Bundesrat Befugniſſe 
zur Alleinherrſchaft in einem Maße erteilt, das 
manchem ſchon recht bedenklich erſcheint. Aber dieſe 
Befugniſſe dürfen nun nicht auch noch extenſiv aus- 
gelegt werden. Denn das Recht der Volksvertretung 
auf Steuerbewilligung iſt kein formales, ſondern 
ein ſehr materielles Recht, das nicht einmal an⸗ 
gebohrt, geſchweige denn unterminiert werden darf. 

Wenn der Bundesrat jetzt mit der Idee 
ſpielt, die Börſenumſatzſteuer zu erhöhen, ſo iſt 
es nicht unintereſſant, fich einmal ins Gedächtnis 
zurückzurufen, wie lange es gedauert hat und 
wie ſchwer es geworden iſt, den Börſenſtempel 
einzuführen und ihn bis auf die jetzige Höhe 
auf drei vom Tauſend zu bringen. Schon im 
norddeutſchen Reichstag wurde im Jahre 1869 
eine Vorlage zur Beſteuerung der Börſenſchluß⸗ 
ſcheine eingebracht und mit ziemlich erheblicher 
Mehrheit abgelehnt. Ein neuer Antrag, im 
deutſchen Reichstag vom 2. Mai 1879, fand kurze 
Erledigung durch Uebergang zur Tagesordnung. 
Nach dem großen Börſenkrach von 1873 häuften 
ſich die Anträge auf Einführung von Börſenſteuern. 
Aber ſie wurden noch in den Jahren 1876, 1878 
und 1880 immer wieder abgelehnt. Unter dem 
1. Juli 1881 kam dann das erſte Geſetz zuſtande, 
das für die Schlußnoten entſprechend einem 
Antrage des Reichsparteilers Freiherrn von 
Lerchenfeld einen Fixſtempel vorſah, und zwar 
20 Pfg. auf Kaſſageſchäfte und 1 «æ auf 
Zeitgeſchäfte und Prolongationen. Im Jahre 
1882 wurde ein konſervativer Antrag von 
Wedell⸗Malchow, der einen Wertſtempel von 
0 vom Tauſend vorſah, in der Kommiſſion 


begraben. Das Jahr 1884 brachte erneute 
Anregungen für die Erhöhung der Steuer. 
Nach heftiger Debatte im Plenum des preußiſchen 
Staatsrates und in der engeren Verſammlung 
des Staatsrats legte ſchließlich Preußen dem 
Bundesrat ein Geſetz wegen einer prozentualen 
Börſenſteuer vor, das von jener Körper⸗ 
ſchaft weſentlich abgeſchwächt, gegen die 
Stimmen der Hanſeſtädte ſchließlich angenommen 
wurde. Am 8. Mai 1895 wurde ſo im Reichs⸗ 
tag der erſte Prozentualſtempeltarif, der eine Steuer 
von einem Zehntelauf das Tauſend vorſah, an⸗ 
genommen. Nach Genehmigung durch den Bundes- 
rat (in dem Bremen immer noch dagegen ſtimmte) 
wurde das Geſetz am 29. Mai 1885 verkündet 
und trat am 1. Oktober jenes Jahres in Kraft. 
Sieben Jahre ſpäter erſt brachte Caprivi einen 
neuen die Steuer erhöhenden Geſetzentwurf 
ein, der zunächſt nicht zur Erledigung kam, da 
die Ablehnung der großen Militärvorlage zur 
Auflöſung des Reichstages führte. In der 
nächſten Seſſion kehrte der Entwurf jedoch 
wieder, und am 19. April 1894 beſchloß der 
Reichstag die Erhöhung des Steuerſatzes auf 
10 vom Tauſend. Die letzte Erhöhung auf 
den jetzigen Stand von °/,, pro Mille kam im 
Gefolge der großen Flottenvorlage am 12. Juni 
1900 nach langen Kämpfen und in namentlicher 
Schlußabſtimmung zuſtande. Die Steuer, die 
als Fixſtempel bei ihrem erſten Erſcheinen im 
Jahr nur 2,3 Millionen brachte, ſtieg in ihrem 
Erträgnis auf den Höchſtſtand von 24 Millionen 
im Jahre 1912. Sie hat die Verdoppelung des 
Erträgniſſes niemals gebracht, die ſich die Re⸗ 
gierung im Jahre 1890 (das damalige Auf⸗ 
kommen betrug 13 Millionen ) durch die 
Erhöhung von ihr verſprach. Sie hat relativ 
am meiſten im Jahre 1889 getragen, in dem 
fie bei einem Satz von ½0 aufs Tauſend mit 
über 15 Millionen m den Etat beſchränkte. 
Wenn man ſelbſt der Meinung iſt, daß die 
Börſe ſich im allgemeinen an die Umſatzbeſteue⸗ 
rung der Effektengeſchäfte gewöhnt hat, ſo wird 
man angeſichts der Geſchichte der Börſenſteuer 
und der Statiſtik ihrer Erträge ſich darüber 
klar ſein müſſen, daß eine Erhöhung des Stempels 
auf 1 Prozent ſicherlich geeignet ift, die Börſen⸗ 
umſätze zuſammenſchrumpfen zu laſſen. Aber 
es fragt ſich andererſeits doch ſehr, ob nun der 
Zweck damit erreicht wird, den die Regierung 
zu erreichen trachtet. Allerdings würde, da der 
Stempel vom ausmachenden Betrage, nicht aber 
vom nominellen Werte erhoben wird, der Umſatz 
eines Papieres, das etwa 400% im Kurſe 
notiert, in Kauf und Verkauf zuſammen mit 
8% Kursaufſchlag zu verſteuern fein. Aber 
gerade die unſolideſten Spieler werden ſich 
dadurch nicht abſchrecken laffen. Wer 50% 
Gewinn erhofft, riskiert auch 800 Steuer. 
Allein abgeſehen von dem überaus ſchwer⸗ 
wiegenden Geſichtspunkt des Budgetrechts und 
der Fraglichkeit der Zweckerreichung ſpricht doch 
noch ein anderes mit: Die Börſe exiſtiert offiziell 
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gar nicht. Sie ift geſchloſſen. Und es erſcheint 
doch im höchſten Maße widerſinnig, daß man 
amtlich Umſätze beſteuert, von denen man eben⸗ 
ſo amtlich keine Kenntnis haben will. 

Schon dieſe Erwägungen allein genügen, 
um den Ausweg abzulehnen, den hier die Re⸗ 
gierung gehen will. Dann erſcheint ſchon die 
Ausführung der anderen Abſicht um vieles 
richtiger, die jetzt beſtehende, unmäßig erweiterte 
Winkelbörſe vollkommen zu ſchließen. Allerdings 
regen ſich auch dagegen gewichtige Bedenken. 
Die Börſe hat ſich in dieſen Monaten doch als 
recht nützlich für die Abſtoßung mancher Be⸗ 
ſtände und für die vielfach notwendig werdenden 
Kapitalsverſchiebungen erwieſen. Es kommt 
meines Erachtens jetzt darauf an, dieſe nütz⸗ 
lichen Seiten fruchtbar zu machen, gleichzeitig 
aber die Auswüchſe zu beſeitigen. Vor allem 
dürfen unter keinen Umſtänden die Banken 
weiter an dieſem Treiben teilhaben. Man kann 
ſagen, daß dadurch die Gefahr eines Kursſturzes 
aller Papiere hervorgerufen war. Aber ich könnte 
darin keinen Zwang ſehen, die Bankenbeteiligung 
beſtehenzu laffen. Für die bisherigen Steigerungen 
an der Börſe müſſen diejenigen die Verantwortung 
tragen, die ſie herbeiführten. Jeder Effekten⸗ 
käufer hat gewußt, daß er mit beſonderem Riſiko 
handelte. Er mag nun auch dieſes Riſiko tragen. 
Es kommt hinzu, daß der augenblickliche Kurs⸗ 
ſtand der Aktien gegen das allgemeine öffent⸗ 
liche Intereſſe verſtößt. Eine enorme Menge 
von Kapital wird durch dieſe übermäßigen Kurs⸗ 
ſteigerungen feſtgelegt. Es beſteht darin für 
ſpäter die Gefahr, daß eine übermäßige Ver⸗ 
ſteifung der Zinsſätze eintritt, wenn das jetzt 
bei den Banken lagernde Kapital, das zum Teil 
aus der Entblößung von allen Rohſtoffen her⸗ 
rührt, wieder für die Aufnahme der regulären 
Geſchäftsbetriebe von den Induſtriellen und 
Händlern zurückverlangt wird. 

Man kommt nach reiflicher Erwägung all 
dieſer Umſtände unausweichlich zu der Forderung, 
daß in beſchränktem Umfange die Börſe wieder 
eröffnet werden muß. Die früher befürchtete 
Gefahrunlauterer Deviſenmanipulationen kommt 
jetzt nicht mehr in Betracht, nachdem der Deviſen⸗ 
handel monopoliſiert worden iſt. Man ſollte 
deshalb für alle Rentenwerte, insbeſondere für 
unſere Kriegsanleihen, die Börſen amtlich wieder 
eröffnen. Vorausſetzung dafür iſt natürlich, 
daß eine Kontrolle der Umſätze ſtattfindet. Man 
wird ſich überlegen müſſen, ob man nicht den 
Deklarationszwang für alle Geſchäfte einführen 
ſoll. Schon, um zu verhindern, daß an amt- 
licher deutſcher Börſe durch Vermittlung des 
neutralen Auslandes für Rechnung des Feindes 
gehandelt wird. Für dieſen amtlichen Teilverkehr 
wird man natürlich an erſter Stelle mit den 
Banken zu rechnen haben. Aber aus dem nicht⸗ 
offiziellen Verkehr müſſen ſie ausſcheiden. So 
ſchnell wie möglich. Es gibt nichts mehr, was 
vernünftigerweiſe für ihre Beteiligung ins Feld 
geführt werden kann. Aber alles ſpricht gegen ſie. 
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Amerikas (Mikliarden. 


Von Max Schippel. 


In den Vereinigten Staaten beg 
Präſidentſchaftskandidaten der Aufmar 


innt heute mit der Nomination des republikaniſchen 
ſch der Parteien zur großen Wahlſchlacht, die im 


November geſchlagen werden fol. Die Waffen in dieſer Schlacht werden diesmal be- 


ſonders die Gründe für und wider den Frieden bilden. 
doch auch dieſe Präſidentſchaftskampagne allen vorangegangenen: 
beiden großen Parteien liefern die amerikaniſchen Rieſenvermög 
Landes ohne Märchen des Gemüts. 


Aber in einer Beziehung gleicht 
Die Munition für die 
en, die Fabeltiere dieſes 


Die Beherrſcher dieſer Kapitalzuſammenballungen 


ſind uns — ſicher zu Anrecht — die hauptſächlichen Nepräſentanten amerikaniſcher Art. 


Aber über die Natur und das Herkommen i 
Weniges und dieſes Wenige bruchſtückweiſe er 


hres Reichtums haben wir bisher nur 
fahren. Ein ganz beſonderes Intereſſe 


darf deshalb das zweibändige Werk des amerikaniſchen Politikers Guſtavus Myers 


über die „Geſchichte der großen amerikaniſchen Vermögen“ 
Aeberſetzung ſoeben im Verlage von S. Fiſch er- Berlin erſcheint. 
der ſozialdemokratiſche Wirtſchaftspolitiker Max Schippel, 
volkswirtſchaftliche Berater der deutſchen Gewerkſchaften, dem 


nachfolgende Aufſatz entnommen: 


Neue Welt und Neuland: in dieſem letzten 
Anterſchied von den unvergleichlich konſolidierteren, 
ruhiger und ſtetiger ſich verändernden Verhältniſſen 
Alteuropas wurzeln, bis nahe heran an die aller— 
jüngſte Gegenwart, noch immer die meiſten Ueber- 
raſchungen, die den Vereinigten Staaten bisher 
eigen waren, beruhen vor allem die verblüffenden, 
gleichſam aus dem Nichts entſpringenden Reih- 
tumsbildungen. 

Am Anfange ſeiner wirklichen Kulturgeſchichte, 
das heißt am Beginn der umfaſſenderen Europäer⸗ 
ſiedlung, war ganz Nordamerika noch ein unan⸗ 
gebrochenes, weltabgeſchiedenes Rieſengebiet, das, 
zum Seil zwar dichter von Bauern- und Bürger- 
demokratien beſetzt, vielfach jedoch an Günſtlinge 
der Höfe und Regierungen und an Kolonialgeſell— 
ſchaften in ungeheuren Strecken weggeſchenkt wurde: 
„von einem Meere bis zum andern“, wie es nicht 
ſelten in den urſprünglichen Freibriefen und Schen⸗ 
kungsurkunden hieß, die alfo die erſte größere Feſt— 
ſetzung an der Europa zugekehrten Küſte ſofort durch 
den ganzen Kontinent hindurch eigentumswirkſam 
ſein ließen. Was zunächſt nur eine leere Formel 
und ein nichtsſagendes Verſprechen ſchien, gewann 
durch die ungeahnte tatſächliche Entwicklung, trotz 
allen zahlreichen ſpäteren rechtlichen Einſchrän⸗ 
kungen, einen wirtſchaftlichen Wertinhalt, mit dem 
der übliche und ſelbſt der außerordentlichſte Wohl⸗ 
ſtand ſowohl daheim wie in den angrenzenden demo= 
kratiſchen Kolonialgemeinweſen keinen Vergleich 
mehr wagen konnte. Mit jedem weiteren Vordringen 
in das Innere wiederholte ſich jedoch jedesmal ein 
ganz ähnlicher Verlauf. Schier unendliche Land⸗ 
ftrihe konnte, vor wie nach dem Bürgerkrieg, jeder 
wagemutige oder verſchlagene Privatmann für einen 
Pappenſtiel erwerben. Oder ſie wurden den erſten 
Eiſenbahngeſellſchaften und — ſtändig weiter weft- 
wärts, ſchließlich bis zum Stillen Meere fort⸗ 
ſchreitend — von Jahrzehnt zu Jahrzehnt immer 
neuen Bahngeſellſchaften oder ähnlichen Korpora⸗ 
tionen und im Vordergrund ſtehenden Großkapita⸗ 
liſten abermals an den Hals geworfen. Dieſe miß⸗ 


beanſpruchen, deſſen deutſche 
Der Einleitung, die 
der kluge und wiſſensxreiche 
Buche Vorausſchickt, ift der 


achleten Ländereien und ſonſligen Beſitzrechte ſchnell— 
ten jedoch unter der weſtwarts und ſüdweſtwärts, 
beſonders ſeit dem Bürgerkrieg geradezu ſturmhaft 
vorſtoßenden Entſchleierung und Beſiedelung des 
Erdteils immer wieder zu blendend hohen Werten 
empor und warfen den Günſtlingen dieſer Entwick⸗ 
lung immer neue Rieſengewinne in den Schoß. 
Auch wir in der alten Welt ſehen ruckweiſe eine 
außergewöhnlichere Wirtſchaftsumwälzung unvorher—⸗ 
geſehene Reichtumsſteigerungen erzeugen. In man⸗ 
chen Bezirken, die ausnahmsweiſe raſch aus dem 
üblichen langſam⸗gemächlichen Wachstum in den 
Vollſtrom irgendeiner plötzlichen Wirtſchaftsentfal⸗ 
tung hineingleiten, erleben wir in zwerghaftem Zu⸗ 
ſchnitt zuweilen manches, was wir einen „förmlich 
amerikaniſchen Aufſchwung“ zu nennen belieben. 
Aber im großen und ganzen ſetzen wir bei unſerer 
Kapitalsakkumulation langſam und mühſam Stein 
auf Stein, reihen wir allmählich Haus an Haus 
und Straße an Straße, während in der wirklichen 
neuen Welt, alle früheren Phantaſievorſtellungen 
und alle heutigen europäiſchen Durchſchnittserfah⸗ 
rungen überholend, ganze Städte und reiche Staaten 
wie über Nacht aus der wertleeren Einöde empor- 
ſchießen. Würden unter der heutigen Wirtſchafts⸗ 
ordnung diefe unbegrenzten neuentſtandenen und in 
ununterbrochenem Fluß ewig neuentſtehenden Wert- 
maſſen überall begünſtigten Einzelnen oder ihren 
organiſierten Verbindungen, den Aktiengeſellſchaften 
und anderen Korporationen, in erſter Linie zu— 
fallen, ſo gilt dies erſt recht unter den eigenartigen 
amerikaniſchen Vorausſetzungen, die dem groß⸗ 
kapitaliſtiſchen Individuum oder den großkapitaliſti⸗ 
ſchen Verbänden ſeit jeher eine unbeſchränkte Vor— 
zugsſtellung einräumten, weil hier die lange vor- 
herrſchende Geiſtesrichtung wenig oder gar nichts 
von der Staatsgewalt, um ſo mehr jedoch von der 
perſönlichen Initiative findiger und geſchäftskundiger 
Kapitalbeſitzer erhoffte und ihnen deshalb jederzeit 
entſprechend großmütig⸗verſchwenderiſch entgegenkam. 

Trotz dieſem einheitlichen Grundzug heben ſich, 
alle berechnende und verwirrende Korruption Vot- 


läufig beiſeite gelaſſen, bei näherem Zuſehen mit 
der Zeit recht verſchiedene Etappen, ſowohl der all- 
gemeinen Wertentſtehung wie der perſönlichen Wert- 
aneignung, ſcharf gegeneinander ab. 
* * 
* 

Bis zu den Unabhängigkeitskämpfen mit Eng⸗ 
land und teilweiſe noch weit in das neunzehnte 
Jahrhundert hinein ſtand der alte feudale und feu⸗ 
dalähnliche Großgrundbeſitz weitaus an der Spitze 
der Neichtumsverkörperungen: nur daß die erften 
Landerwerbungen, nicht nur der voll- und halb- 
ſouveränen Kolonialgeſellſchaften, ſondern auch der 
angeſehenen engliſchen und holländiſchen Familien, 
trotz der Loslöſung von den meiſt recht kümmerlichen 
Hafen⸗ und Küſtenſtädten, überwiegend mit dem 
Handel zuſammenhingen. 

In den Neuniederlanden, alſo weſentlich im 
Stromgebiet des Hudſon mit Neuamſterdam (New 
Vork) als Einfallstor, finden wir ſowohl die hol— 
ländiſche Weſtindienkompanie wie die „Patrone“ 
mit ausgedehnten Grundherrſchaften und weitgehen- 
den ausſchließlichen Grundherrſchaftsrechten aus— 
geſtattet. So war Kilian van Renffelaer, an deſſen 
Namen heute noch verſchiedene Orts- und Graf- 
ſchaftsbezeichnungen erinnern, ein Amſterdamer 
Perlenhändler und einer der Direktoren der Weft- 
indiſchen Kompanie. Für einen ganz nominellen 
Kaufpreis erwarb van Nenſſelaer ein Rieſengebiet 
von Indianerland am Weſtufer des Hudjon: gegen 
700 000 Acre groß, etwa mit den heutigen Graf- 
ſchaften Albany, Nenffelaer und Teilen vom Kos 
lumbiakreis und vom heutigen Maſſachuſetts zu⸗ 
ſammenfallend. Aehnlich wurden zwei andere Diref- 
toren, Godyn und Bloemart, Beſitzer großer „Mark- 
und Landgrafſchaften“. Wegen der gefährlichen Nach— 
barſchaft der Indianer wurden ſolche Herrenſitze 
meiſt wie förmliche Feſtungen gebaut, mit ſchir⸗ 
menden Pfahlwerken und Gräben, mit Feuerrohren 
und Schießſcharten verſehen. 

Der eigentliche Aufbau des Landes war, wie 
erwähnt, keineswegs der Hauptzweck ſolcher Grün⸗ 
dungen. Aus dem Handel geboren, blieben ſie dem 
Handel verbunden: weniger durch den Abſatz von 
Ackerbauerzeugniſſen, die ſchwer und koſtſpielig zu 
befördern und dazu wenig begehrt waren, um ſo 
mehr durch Holzſchlag und Waldausnutzung, haupt⸗ 
ſächlich für den Schiffsbau, und durch Ausübung 
der glänzend lohnenden Fluß- und Küſtenfiſcherei. 
Auch im Pelzaustauſch, dem zeitweiſe wichtigſten 
Kolonialverkehr, ſpielten ſie häufig wenigſtens eine 
vermittelnde Rolle: denn das gewinnreiche Monopol 
des eigentlichen Handels ließ ſich hier die hollän- 
diſche Weſtindiengeſellſchaft nicht ſo leicht aus den 
Händen winden. 

Um den Nahrungsbedarf für die Herrſchaft und 
den Schwarm der Diener und Sklaven zu decken, 
ferner zum Waldſchlag und zur Fiſcherei waren 
freilich weiße Nachbarn und Pächter, aljo Cin- 
wanderer, nötig. Aber gemäß dem Zuge der Zeit 
blieben ſie ohne Volleigentum an dem ihnen zu⸗ 
gewieſenen Land, perſönlich beſtenfalls in etwas 


gemilderter Leibeigenſchaft, tatſächlich und ſelbſt nach 
dem Wortlaut der Geſetze ohne Bürger- und Stimm⸗ 
recht, ohne wahre Freizügigkeit für ſich und ihre 
Familienglieder, fremdem herrſchaftlichen Gerichts⸗ 
ſtand unterworfen. Doch mit ihrer Zuwanderung, 
ebenſo mit der Entfaltung des nahen Küjten- und 
Seehandels, hob fih trotzdem der Reichtum ihrer 
Gebieter immer höher über das gemeine Maß hin- 
aus, jo daß ſelbſt die alte Handelsariſtokratie da- 
heim in Holland zuweilen von heller Eiferſucht ge— 
packt wurde und die Vorrechte des Patrontums 
zu beſchneiden ſuchte, das in manchen Gepflogen⸗ 
heiten bereits die heutigen Geldmagnatenoberſchicht 
vorausahnen ließ: „Welch ein Schauſpiel: die⸗ 
ſelben Händler, die in der alten Welt zur Mittel⸗ 
klaſſe gehörten, ahmten nicht nur nach, nein, über- 
boten die Gebräuche und Anmaßungen der eigenen 
heimiſchen Ariſtokratie, gegen die ſie ſich ſonſt oft 
genug aufgelehnt hatten, und ſetzten ſich in der neuen 
Welt ſelber als eine erſte mächtige Landariſtokratie 
ein. Dieſe Patrone ſchloſſen ſich in Pomp und 
Dünkel von der Umwelt ab. Wie ſo viele kleine 
Monarchen hatten ſie ihre Flaggen und Wappen. 
Jeder machte ſeine Herrſchaft zu einer kleinen 
Feſtung, rüſtete fie mit Feuerwaffen aus und be- 
mannte ſie mit Söldnern. Gegen ihn waren die 
Koloniſten nur armſelige Knechte, ſie waren ihm 
unmittelbar untertan und hatten den reu- und 
Lehenseid zu leiſten.“ 

Unter der nachfolgenden engliſchen Regierung 
veränderte ſich die Lage in den Hudfonkolonien 
durchaus nicht: die ſtärker auf den Mittel- und 
Kleinbeſitz gegründeten Siedelungsdemokratien be— 
hielten ihren Bereich zunächſt weiter nordwärts, im 
eigentlichen Neuengland. 

Südlich der Maſon- und Dixons⸗Linie, der 
vielgenannten ſpäteren Grenzſcheide zwiſchen den 
freien und den Sklavenſtaaten, in Virginia, der „old 
dominion“, fette fih vollends eine geſchichtlich denk⸗ 
würdige Beſitzariſtokratie feſt: die Vorfahren des 
ſüdſtaatlichen Pflanzertums, das, nach langen er= 
bitterten Kämpfen um die Führung der Unions— 
politik, zum offenen Abfall ſchritt, weil es jein 
Wirtſchaftsſyſtem der Negerſklaverei nicht mehr be— 
liebig aufrechterhalten und nach dem Neuland des 
Innern hin ausbreiten konnte. Der fruchtbare Boden 
und die Möglichkeit, für den Weltmarkt erſt Tabak, 
Reis und Zucker, ſpäter mehr und mehr Baum- 
wolle in extenſivem Großbetrieb zu produzieren, 
ſchuf hier, auf der Grundlage der unfreien Arbeit 
importierter und ſelbſtgezüchteter Neger, eine herr⸗ 
ſchende Klaſſe, die, an Beſitz viel reicher, mit der 
europäiſchen Bildung und Literatur oft in viel 
engerem Zuſam menhang, in allen Lebensgewohn— 
heiten ungleich ariſtokratiſcher, bis zu ihrem politi⸗ 
ſchen Untergang geringſchätzig auf die rauhen Hinter⸗ 
wäldler und Pfahlbürger des Nordens herabblickte. 
Noch lange nach ihrer Errichtung, bis zur Nevo— 
lution, beſtand in den ſüdlichen Kolonien, wie in 
New Pork, das Erbrecht des Erſtgeborenen und die 
Unteilbarkeit des Grundbeſitzes und wahrte und 


ſteigerte jo den Vorrang des großen Grundherren⸗ 
tums. 

Eine andere Beſitzklaſſe, die fchön frühzeitig die 
Mittelſchichten, den Kern des amerikaniſchen Volkes, 
hoch überflügelte, ſtammte aus der Kaufmannſchaft 
der Küſtenſtriche: mitunter aus den Kreiſen der 
Geldhändler und Zahlungsvermittler, die zugleich an 
privaten und öffentlichen Notſtandsdarlehen Wucher- 
zinſen zu verdienen wußten, vor allem jedoch aus 
den Reihen der Schiffseigner, die ihre damals viel 
bewunderten Segler dem Fiſchfang und dem Gee- 
transport widmeten. 

Schon während der erſten Jahrzehnte des acht⸗ 
zehnten Jahrhunderts entſprangen aus dieſer Schicht 
einige der berühmteſten Vermögen. Boſton, Salem 
und Plymouth ſandten ihre unternehmenden See— 
fahrer in alle Richtungen der Windroſe hinaus, und 
die Bürger von Maſſachuſetts verſtehen noch heute 
recht wohl, warum in dem Abgeordnetenſaal ihres 
Staatshauſes, zwiſchen den Säulen gegenüber dem 
Sitze des Sprechers, der Stockfiſch als Wahrzeichen 
hängt. Die Verfrachtung der aus den nahen Wald⸗ 
zonen herbeigeflößten und ſonſt herangeführten 
Holzmaſſen ſtand für dieſe kapitaliſtiſche Betätigung 
an zweiter Stelle. Die allgemeine goldenſte Ernte- 
zeit brach alsdann mit den großen europäiſchen 
Kriegen herein. Die napoleoniſchen und engliſchen 
Handelsverbote, die plötzlich alle alten, unentbehr— 
lichen Handelszuſammenhänge zu zerreißen drohten, 
machten den Schmuggel zu dem denkbar einträg⸗ 
lichſten Geſchäft. Je mehr die Kriegführenden ihre 
eigene Schiffahrt gegenſeitig ſchädigten und lahm⸗ 
legten, deſto freiere Bahn gewannen die Neutralen, 
deren Führung in jenen Tagen ganz naturgemäß 
den rührigen und erfahrenen Needern von Meu- 
england gebührte. 

1791, zwei Jahre vor dem Ausbruch der zwanzig⸗ 
jährigen franzöſiſch-engliſchen Feindſeligkeiten, bes 
trug der auswärtige Handel der Vereinigten Staaten 
im ganzen 48 Willionen Dollar, 1801 dagegen 205 


Millionen, Die Ausfuhr allein ſtieg in dieſem 
Jahrzehnt von 19 auf 94 Millionen Dollar. 
Aehnlich wie in der Gegenwart ſteigerten ſich 
bei Weizen, Mais und Fleiſch Nachfrage und 
Preiſe im Handumdrehen. Wenn dabei ſchon 
die beſſer gerüſteten und organiſierten Händler 


und Verfrachter, viel weniger die örtlich zerſtreuten, 
geſchäftlich hilfloſeren Farmer, weitaus den beſten 
Schnitt machten, ſo kam ihnen erſt recht zuſtatten, 
daß ſehr bald die naheliegenden weſtindiſchen Kolonien 
Frankreichs, Spaniens und Hollands, die noch vor 
kurzem meiſt jede fremde Schiffahrt durch Geſetz 
ausgeſchloſſen hatten, ſich vollſtändig auf fremden 
Beiſtand für Ausfuhr wie Einfuhr angewieſen ſahen. 
Durch die Umladung in nordamerikaniſchen Häfen 
und die Ausſtellung neuer Schiffspapiere ſchlug man 
den engliſchen Kapern nach Kräften ein Schnippchen; 
1801 entpuppte ſich ſo die Hälfte der Ausfuhren 
als bloße Wiedereinfuhr. Der Friede von Amiens 
(1802) bewirkte zwar eine kurze Unterbrechung, aber 
bereits 1803 mit der Erneuerung der Konflikte 
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ſchwamm man wieder im alten, abnorm günſtigen 
Fahrwaſſer. 1807 war der Geſamtaußenhandel von 
neuem und zwar bis auf 247 Millionen Dollar an⸗ 
gewachſen, die Ausfuhr auf 108 Millionen. 

Die Grundherrſchaften weckten mehr und mehr 
die lebhafteſten politiſchen und ſozialen Kämpfe und 
wurden mit der Zeit in Farmen amerikaniſchen 
Zuſchnittes aufgelöft: zuletzt jogar im eigenen Inter— 
eſſe der Beſitzer, denn je weiter weſtwärts der billige 
Schienenweg und die leiſtungsfähige Farmſiedelung 
ſich vorſchoben, deſto weniger konnte die altertüm⸗ 
liche agrariſche Produktionsweiſe fortgeſetzt werden, 
die mit den geſchilderten Großbeſitzungen unlösbar 
zuſammenhing. Die ſüdlichere Pflanzerariſtokratie, 
trotz allem äußerlichen Glanze gleichfalls innerlich 
ſchon längſt zermorſcht, verſank in Schulden und 
ging zuletzt in der Sturmflut des Bürgerkrieges 
unter. Die amerikaniſche Schiffahrt aber, die mit- 
unter alle Nebenbuhler übertroffen hatte, verſchwand 
von den Weltmeeren, als der Dampf und das Eiſen 
neue Konkurrenzverhältniſſe auf dieſem Gebiete 
weckten und als alle kapitaliſtiſchen und perſön⸗ 
lichen Kräfte Amerikas ſich der inneren Entfaltung, 
der Erſchließung eines ganzen jungfräulichen Kon⸗ 
tinentes für Produktion und Verkehr zuwandten. 


x * 
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Die grandiofeften Wertentſtehungen und Wert- 
zuweiſungen ſind zweifellos mit der Geſchichte der 
Eiſenbahnen verbunden. Mit kleinen Lokalbahnen 
und verhältnismäßig beſcheidenen Verſchleuderungen 
öffentlicher Gelder und Ländereien fing es bereits 
in den dreißiger und vierziger Jahren an, nada 
dem eine Periode fieberhaften Chauſſee- und Kas 
nalbaues vorangegangen war. Wit Ueberland- 
bahnen und der Opferung ganzer Provinzen und 
Staaten, nach unſeren feſtländiſch-europäiſchen Grö— 
ßenvorſtellungen, ſpann es ſich feit dem Bürger— 
kriege fort. Und wenn der Bund und die Ein- 
zelſtaaten die bedenkenlos preisgegebenen Lände— 
reien und Ausbeuterechte nach Wert und Inhalt 
kaum kannten und ſie jedenfalls niemals nach ihrer 
baldigen Zukunftsbedeutung zu würdigen verſtanden, 
jo wußten die berufsmäßigen Gründer und Beute- 
ſucher über die „unbegrenzten Möglichkeiten“ der 
in Frage kommenden künftigen Acker- und Weides 
flächen, Städte- und Bergwerksgrundlagen häufig 
nur allzu gut Beſcheid. Der Vertrauensſeligkeit und 
Geberlaune im Kongreß, in den Legislaturen und 
Städteverwaltungen ſtand die erſtaunliche Geriſſen⸗ 
heit gewerbsmäßiger Gründer und Beutemacher 
gegenüber, die unermüdlich um Landſchenkungen und 
Privilegien warben und die im Notfalle, weil es 
ſich bei dem Feilſchen und Makeln zu guter Letzt 
immer um ſchwindelerregende Wertziffern drehte, 
durch Beſtechung, Aemterverſorgung oder auch durch 
Drohung und Einſchüchterung fügſame parlamens 
tariſche Mehrheiten ganz nach ihrem Willen er— 
zwangen. Kamen, wie in den alten Küſtenſtaaten, 
weniger die Landſchenkungen in Betracht, ſo gierte 
man nach wertvollen Benutzungsrechten für Straßen 
und Plätze, nach hochbezahlten Poſtbeförderungen 


und anderen Aufträgen, nach künſtlichem Ausſchluß 
der Konkurrenz, nach Abwälzung der unvermeidlichen 
(bei den unaufhörlichen ſturmſchrittartigen ameri- 
kaniſchen Umgeftaltungen doppelt unvermeidlichen) 
Umbaukoſten von älteren Linien und Bahnhofs⸗ 
anlagen auf die Allgemeinheit, und immer wieder 
war der Steuerzahler in Gemeinde, Staat und Bund 
der Leidtragende, während die Rieſenvorteile, die 
jedesmal in Rechnung kamen, auf wenige einzelne 
als Willionen- und Williardenſegen fih ergoſſen. 
In welchem anderen Lande, vor allem in welchem 
Staate unſerer alten Welt, hätten die gleichen Er⸗ 
fahrungen auch nur annähernd gemacht werden 
können? 

Neben Cornelius und William Vanderbilt, Jay 
Gould, Nuſſel Sage, John J. Blair, John W. Garret 
und John Hopkins erblicken wir die erſten Ueber- 
landbahngründer Collis P. Huntington, Leland Stan⸗ 
ford, Charles Crocker und Nart Hopkins, endlich 
den Eiſenbahnkönig des Nordens und Nordweſtens 
James Hill. 

Das Land, das Bund und Einzelſtaaten mit 
heute unverſtändlicher Freigebigkeit an abgebrühte 
Bahnunternehmer — oft bloße Gründer und Aktien⸗ 
ſpekulanten, aber keineswegs wirkliche Erbauer — 
immer von neuem in den jüngeren Gebieten der 
Vereinigten Staaten weggaben, war zunächſt kaum 
etwas anderes wie unangebrochene Wildnis: im 
Mittelweſten und Welten noch von Büffelherden 
durchſchweift und von Indianerhorden lebensunſicher 
gemacht. Welche Regierung und welche Volks⸗ 
vertretung hätte hier um Quadratmeilen und ſelbſt 
um ganze Grafſchaften und Provinzen knauſern 
wollen, wenn nur endlich das heißerſehnte Ziel 
näher rückte: die Ausweitung des alten öſtlicheren 
Kulturkreiſes und die Auferweckung jenes toten uns 
endlichen Brachlandes im Weſten, das als public 
domain vorwiegend dem Bunde, zum Teil auch den 
Einzelſtaaten gehörte. Niefen doch die Siedelungs⸗ 
begehrenden, feien fie Bauern und Bürger der Dft- 
ſtaaten, ſeien ſie Neuzuwandernde Europas, regels 
mäßig am lauteſten nach dem befreienden, leben⸗ 
ſpendenden Schienenweg, ohne den ſie einerſeits 
nicht vordringen konnten, andererſeits ihren rück⸗ 
wärtigen Anſchluß an Markt und Kultur nicht ver⸗ 
bürgt ſahen. Erhielt doch zugleich jede Bahngeſell⸗ 
ſchaft durch die Landzuweiſungen den kräftigſten 
Antrieb, produzierende und damit frachtenſchaffende 
Farmer und Gewerbetreibende tunlichſt raſch und 
Planmäßig nach ſich zu ziehen. Im Hochgefühl der 
winkenden großen Zukunft und des unerſchöpflich 
ſcheinenden Vorrates an öffentlichen Ländereien 
kannte deshalb die Spenderlaune des Kongreſſes 
und der Legislaturen Jahrzehnte hindurch überhaupt 
keine Hemmungen mehr. 

Das hervorſtechendſte Beiſpiel dieſer früheren 
Landverſchleuderungspolitik gewährt noch immer die 
Geſchichte der erſten großen Transkontinentalbahn. 
Die Union Pacific⸗Bahn, der als Aufgabe die Ver⸗ 
bindung von Omaha bis Ogden zufiel, erhielt zwölf 
Millionen Acre aus den öffentlichen Ländereien. 
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Der Central Pacific⸗Bahn, die von Sacramento, 
der jungen Haupftadt Kaliforniens, oſtwärts den 
entſprechenden Anſchluß zu ſchaffen hatte, fielen acht 
Millionen Acre zu. Mit den ergänzenden Schen— 
kungen an die Kanſas Pacific und ähnliche Gefell- 
ſchaften ergeben ſich nicht weniger als dreiunddreißig 
Millionen Acre, ausſchließlich einem Bahnſyſtem zu⸗ 
gewendet, das aber vom Bunde wegen der behaupteten 
Schwierigkeiten der Geldbeſchaffung, weiter noch 
mehrfach mit rieſigen Darlehen unterſtützt wurde. 
Im ganzen ſind während der einundzwanzig Jahre 
von 1850 bis 1871, wo derartige Landſchenkungen 
im allgemeinen aufhörten, durch den Bund mehr als 
159 Millionen Acre, durch die Einzelſtaaten 55 Mil⸗ 
lionen, ohne mit einer Wimper zu zucken, auf die 
Bahngeſellſchaften übertragen worden. 

Als die Eiſenbahnen die Sahne abgeſchöpft 
hatten, folgten ihnen in den mehr inneren Land— 
ſtrichen des Weſtens die Holz- und Weidekönige, 
die in der Uebergangszeit der Bodenwertloſigkeit 
enorme Landflächen, unter dem Scheine des Rechts 
oder mit den rechtswidrigſten Tricks, in ihren Beſitz 
zu bringen verſtanden, um dann die Werterhöhung 
der herannahenden Kultur lachend in müheloſeſte 
Eigenbereicherung umgewandelt zu ſehen. 

Als endlich die ehemals ſpaniſch-mexikaniſchen 
Kolonialgebiete, in Kalifornien, Arizona und Neu⸗ 
mexiko, von dichteren Beſiedlungen umrahmt und 
durchſetzt wurden, ſchufen die überlieferten, bis zur 
Unentwirrbarkeit unklaren Beſitzrechtsverhältniſſe — 
eine Folge teils der vollkommen verſagenden Hidalgo- 
verwaltung, teils der unglückſeligen ſpaniſchen Kolo⸗ 
niallandpolitik — ſtetig erneute Gelegenheiten zu 
ſpekulativen Rieſengewinnen, die bei der Endloſig⸗ 
keit und Koſtſpieligkeit der gerichtlichen Auseinander— 
ſetzungen ſelbſtredend vorzugsweiſe den wagehalſigſten 
Abenteurern und den mit ihnen verbündeten ge— 
riebenſten Rechtsanwälten verblieben. Aus einer 
der berühmteſten dieſer tollen Streitigkeiten, um 
den vielgenannten Maxwell-Landgrant in Neuz 
mexiko iſt unter anderem das Vermögen des Multi⸗ 
milltonärs Stephen B. Elkins hervorgegangen, der 
nachher als Politiker wie als Unternehmer in dem 
aufſtrebenden Weſtvirginien allmächtig wurde. 

* * 
* 

Nach einer andern Entwicklungsrichtung war 
der rieſengewinnbringende Umſchlag aus der gering- 
ſchätzigen Verſchleuderung in die Hochwertung und die 
förmliche Unbezahlbarkeit nicht minder groß und 
raſch: bei dem ſtädtiſchen Bauland. 

An manchen, ſelbſt an recht wirkungsvollen 
Gegenſtücken zu ſolchen amerikaniſchen Erlebniſſen 
fehlt es zweifellos in der Alten Welt gleichfalls 
nicht. Aber alles reckt ſich in den Vereinigten 
Staaten auch hier zu viel rieſenhafteren Größen⸗ 
verhältniſſen auf, weil die Mehrzahl der neuwelt⸗ 
lichen Großſtädte in wenigen Jahrzehnten und Jahren 
aus den beſcheidenſten Anfängen und dem Nichts 
wie mit einem Zauberſchlage emporgeſchoſſen iſt und 
weil — abermals im allgemeinen von der Küſte 
nach dem Innern und dem Stillen Ozean fort⸗ 


ſchreitend — jede jüngere Stadt die Bereicherungs⸗ 
erſcheinungen der älteren Gemeinde von neuem 
durchmacht. Zwei Gruppen des auserwählteſten 
Dollarfürſtentums wurzeln vor allem in dieſem un⸗ 
erſchöpflichen Wertſammelbecken: die Aſtor-New Vork 
und die Warſhall Field und Leiter⸗Chikago; ähn- 
lich noch die Longworth-Cincinnati, deren einer 
Sprößling, Nicholas, bekanntlich die Tochter Nooſe⸗ 
velts als Gattin heimführte. 

Der erſte große Aſtor (John Jakob, 1764 bis 
1848) war bereits im Pelzhandel reich geworden, 
als er die Aufſchwungs möglichkeiten New Porks mit 
richtigem Augenmaße überſah und, meiſt zu Spott⸗ 
preiſen den Boden Manhattans und New Porks 
Block um Block und heutiges Stadtviertel um Stadt- 
viertel in ſeine Gewalt brachte: „Binnen weniger 
Jahre nach der Panik von 1837 vermehrte ſich der 
Reichtum Aſtors in unerhörter Weiſe. Die Ge— 
ſchäfte lebten auf, die Werte ſchnellten empor. Erſt 
jetzt ſtieg die Einwanderung zu voller Flut. 1843 
landeten 60 000 Einwanderer im Hafen von New 
Vork, vier Jahre ſpäter waren es jährlich 129 000; 
dann ſchwoll die Fahresziffer auf 300 000 an, und 
ſeitdem blieb das Wachstum ununterbrochen. Ein 
großer Teil dieſes Zuſtroms blieb in der City. Das 
umliegende Acker-, Fels⸗ und Sumpfland der alten 
City von 1812, mit ihren 100 000 Einwohnern, wurde 
zu der dichtbeſiedelten Hauptſtadt von 1840, mit 
317712 Einwohnern, und 1850 mit beinahe einer 
halben Million. Land war in Nachfrage wie nie 
zuvor. Die City dehnte ſich weiter und weiter aus. 
Bauplätze, die ein paar Jahre zuvor leer geblieben 
waren, überfüllten ſich mit einer eng zuſammenge⸗ 
packten Bevölkerung. Der Grundbeſitzerreichtum und 
die Armenviertel blühten gemeinſam auf, eines das 
andere bedingend.“ 

Die unerſchütterliche Korruption der New Vorker 
Stadtverwaltung kam dem glücklichen und von vorn- 
herein mit großen Mitteln ausgeſtatteten Terrain⸗ 
ſpekulanten dabei ſtets auf halbem Wege entgegen. 
Die Gemeinde hielt damals noch viel Grund und 
Boden in eigenem Beſitz. Aber auf der Manhattan— 
inſel breiteten ſelbſt da, wo heute die Wolken⸗ 
kratzer in langen dichten Reihen ihr Haupt gen 
Himmel erheben, an zahlreichen Stellen Sümpfe und 
Tümpel und zeitweiſe überflutete und überſchwemmte 
Bodenſtriche ſich aus. Die Stadt ſchenkte ſolches 
Land in unbeſtimmten Umriſſen, einfach gegen das 
Verſprechen der Trockenlegung, hinweg, und da die 
Grenze zwiſchen trockenem und feuchtem Grund ſelbſt 
ohne Handſalben eine recht ſchwankende war, ſo öff⸗ 
neten ſich dem unverhohlenen Betrug Tore und 
Türen. Meiſter im Handſalben und im Gebrauch 
alles ſonſtigen Einfluſſes war aber der ehemalige 
Pelzgroßhändler, der ſchon vordem Indianer, Agenten 
und Abnehmer in gleicher Weiſe zu übertölpeln 
verſtanden hatte. Viele der ſpäter ſo unentbehrlichen 
Landungsplätze am Hudſon wußten die Aſtors der 
Gemeinde abzuliſten, und oft war das großgewordene 
Gemeinweſen genötigt, das dereinſt verſchwendete 
Gemeingut ſpäter zu Notſtands⸗ und Wucherpreiſen 
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aus Privathänden zurückzuerwerben. Der erſte Aſtor 
hinterließ ſo bereits zwanzig Willionen Dollar, der 
zweite (William B. Aſtor), der ganz in den Fuß⸗ 
ſtapfen ſeines Vaters wandelte, 1875 hundert Milli⸗ 
onen. Er beſaß mehr als 700 Wohnhäuſer und andre 
Gebäude, die vielen Flächen unbebauten Geländes 
ganz beſeite gelaſſen. Seitdem iſt der Familien⸗ 
beſitz, durch Geldheiraten wie durch weiteren Neu⸗ 
erwerb, bis zu fabelhafter Höhe angeſtiegen. 

Für Chikago waren die Leiter und Marſhall 
Field (der manchem Leſer zugleich als der Inhaber 
des größten, viel beſtaunten dortigen Warenhauſes 
bekannt ſein wird) die glücklichen Gewinner. 

Chikagos phänomenaler Aufitieg bot der Grund⸗ 
ſtücksſpekulation vielleicht ein noch lockenderes Feld 
als New Vork. Denn wo heute an der letzten Süd— 
weſtecke des Michiganfees ein kraftſtrotzendes ſtädti⸗ 
ſches Gemeinweſen von etwa zweiundeinhalb Milli» 
onen Einwohnern, mit zahlloſen engverbundenen 
Vororten ſich ausbreitet, gewahrten noch am An⸗ 
fang des neunzehnten Jahrhunderts die paar ge= 
legentlich hierher verſchlagenen weißen Kanufahrer 
und Pelzhändler nichts wie eine troſtloſe Sumpf⸗ 
ecke. 1804 ſiedelte jih hier der erſte Weiße, ein 
kanadiſcher Pelzhändler, namens John Kinzie, an. 
Erſt 1833 verließen die letzten Indianerſchwärme dieſe 
Ecke, um den „fernen“ Miſſouriländern zuzuwandern. 
1848, als ſich mehr und mehr ein bevölkertes und 
wirtſchaftlich lebendiges Hinterland in immer wei- 
teren Ringen um die Großen Seen und weiter weſt⸗ 
wärts herumgelegt hatte, rollte auf den Schienen 
die erſte Getreidefracht nach Chikago herein: ſpäter 
paſſierten jährlich nicht ſelten dreihundert Willionen 
Buſhel den Hafen und die Bahnhöfe. Große Indu— 
ſtrien entſtanden. So ſtieg denn die Bevölkerung 1870 
auf faſt 300 000, 1880 auf über 500 000, 1890 auf 
über eine Willion, 1900 auf über einundzweidrittel 
Millionen, 1910 nach dem Zenſus auf 2185 283 
Einwohner. In einem der anziehendſten Kapitel 
zeigt Myers, wie Warſhall Field zu rechter Zeit 
ganze Stadtteile Chikagos feiner Verfügung unter- 
warf und den Gewinn an den inneren Ländereien 
immer wieder zu neuen Erwerbungen in den Außen⸗ 
zonen der Stadt benutzte, bis er ſchließlich auch zur 
Beherrſchung induſtrieller Betriebe, wie der nur 
ſcheinſelbſtändigen Pullmanwerke, weiter getrieben 
wurde: nur um eine Anlagemöglichkeit für ſeine 
ſich aufſtauenden Ueberſchüſſe zu finden. 

Auf die gewaltigſten Gipfel der modernen 
Neichtumsauftürmung ſtoßen wir jedoch auf einem 
noch anderen Gebiet: dem des Finanzkapitals, das 
den Kredit des Landes, oder vielmehr ganz Nord- 
amerikas und der weſtlichen Erdhälfte, eigenmächtig 
leitet und über Effekten⸗ und Warenbörſen ſein 
Zepter ſchwingt, das auf allen Feldern der Pro⸗ 
duktion und des Verkehrs unermüdlich junge, neu⸗ 
gegründete Betriebe hervorzaubert und ebenſo un⸗ 
aufhörlich alte Unternehmungen in den Schmelz⸗ 
keſſel der Vereinigung und Vertruſtung wirft, um 
immer ausgedehntere Grundlagen für das zu un⸗ 
erhörtem Umfange angewachſene Börfentreiben zu 


gewinnen — das in Amerika zwar in ganz be= 
ſonderem Maße als Verkörperung aller zerſetzenden, 
gemeinſchädlichen Plutokratie verſchrien, gehaßt und 
befehdet iſt und das trotz alledem Rang und Macht 
nicht nur wahrt, ſondern lawinenhaft vermehrt. 
Der überragendſte Vertreter dieſer auffälligſten 
und einflußreichſten Kapitalſchicht, J. Pierpont Mor⸗ 
gan, rief erſt neuerdings bei ſeinem Tode (1913) 
ausführliche Darſtellungen und Würdigungen ſeiner 
Laufbahn und ſeines Wirkens hervor, von denen 
die Myersſche Beurteilung und Entwicklungsſchilde⸗ 
rung allerdings weſentlich abweicht. Auch ſonſt iſt 
das amerikaniſche Bank- und Börſentum mit feinen 
Abenteuern und Erfolgen und mit feinen reid- 
vergoldeten Spitzen bei uns nicht unbekannt. 
Seine ſtärkſte Wurzel beſitzt das amerikaniſche 
Finanzkapital in jener grenzenloſen privatwirtſchaft⸗ 
lichen MWobiliſierung aller Anlagen, die der Börſe, 
dem Warkt für alle beweglich fließenden Kapitals⸗ 
anteile, einen unendlich weiteren Wirkungskreis und 
eine ganz andere ſoziale Wachtſtellung gewährt. 
Schon der eine Unterſchied zwiſchen uns und den 
Vereinigten Staaten müßte eine gewaltige Kräfte- 
verſchiebung in dieſer Richtung nach, ſich ziehen: 
unſere Bahnen ſind Staatsbahnen und damit den 
peſſimiſtiſchen und optimiſtiſchen Erwartungen, den 
organiſierten Konkurrenzkämpfen, dem Gründungs⸗ 
fieber und den ſchwarzen Tagen an den Börſen 
entzogen. In den Vereinigten Staaten überragte 
der Kapitalswert des ungeheuren Eiſenbahnnetzes 
lange Zeit den Geſamtwert aller Induſtrieanlagen 
und ebenſo aller Farmwerte. und alle dieſe zahl⸗ 
loſen Millionen (die Interſtate Commerce Commiſ⸗ 
ſion bezifferte für 1913 den Kapitalswert der rail⸗ 
road ſecurities auf 19796 Mill. Dollar, alſo auf 
über 82 Milliarden M.) ſind faſt bis auf den letzten 
Dollar in den ewig brodelnden Hexenkeſſel des 
Börſenhandels hineingeſchleudert. Unſere Tele⸗ 
graphen find in Veichsbeſitz und Reichsbetrieb; in 
den Vereinigten Staaten waren 1912 27 Aktien- 
geſellſchaften oder „Syſteme“ tätig: mit einem Ka⸗ 
pitalſtock von 164 Mill. Dollar und einer fundierten 
Schuld von 63 Millionen. Unſer Telephonweſen, 
weil in Staatshand, hat mit der Börje niht zu 
tun; in den Vereinigten Staaten wird 1913 für das 
größte der konkurrierenden Syſteme, die American 
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Company, der Kapitalſtock auf 345 Mill. Dollar, 
die fundierte Schuld auf 159 Will. angegeben. Was 
zu einem weſentlichen Teil bei uns der Poſt als 
Paketbeförderung zugewieſen iſt, übernahmen bis 
vor wenigen Jahren in Amerika die großen, den 
Privateiſenbahnen eng angeſchloſſenen Expreßgeſell⸗ 
ſchaften, ſo daß die zwölf wichtigſten Unternehmungen 
1911 bei einer Geſamteinnahme von 153 Will. Dollar 
über 15½ Mill. als Reingewinn verteilen konnten. 
Erſt ganz neuerdings bricht ſich in Amerika der 
Gedanke Bahn, Schlachthöfe, Waſſerleitungen, Gas⸗ 
und Elektrizitätswerke, Straßen- und Vorortsklein⸗ 
bahnen auf die Gemeinden oder Gemeindeverbände 
zu übernehmen; auch dieſe public utilities waren 
bisher ganz und gar dem Aktienkapital und Daz 
mit den kleineren und größeren Börſen überant⸗ 
wortet, die, ſelbſt wo ihr Wirkungskreis zunächſt 
mehr ein örtlicher und provinzieller iſt, ihren 
letzten Finanzrückhalt immer wieder bei den viel⸗ 
geſchmähten und doch unentbehrlichen gold-bugs im 
Oſten ſuchen müſſen. 
* * 
* 

Gegen alle plutokratiſchen Auswüchſe fand 
Amerika jederzeit das denkbar ſtärkſte Gegengewicht 
in ſeiner neuweltlich-kolonialen Grundlage: in der 
unaufhaltſamen Ausbreitung ſeines Farmertums, in 
der unſchätzbaren Stütze, welche durch die Siede— 
lungsmöglichkeit auch die Lebenshaltung und die 
Einkommenshöhe ſeiner Arbeiterſchaft erhielt. Seit⸗ 
dem der Landvorrat im erlöſenden „goldenen Weſten“, 
zum Teil durch kurzſichtigſte und gewiſſenloſeſte 
Verſchleuderung bis auf kümmerliche Ueberreſte zu⸗ 
ſammengeſchmolzen iſt, wankt dieje Stütze ganz all- 
gemein, wie ſie längſt ſchon für einzelne Induſtrien 
und Induſtriereviere hinweggefallen iſt, und nur 
unter ſchweren Umwälzungen dürfte ſich der ſoziale 
Ausgleich anbahnen, der in einem demokratiſchen 
Gemeinweſen ſchließlich unvermeidlich iſt. 

Soweit das Werk von Myers einer bereits 
vielverbreiteten Volksſtimmung nicht nur der Ar- 
beiter⸗, ſondern auch der Farmerklaſſe, Ausdruck 
gibt, iſt es zugleich ein Sturmzeichen, das dem be— 
quemen kapitaliſtiſchen Gehenlaſſen der bisherigen 
amerikaniſchen Wirtſchafts- und Sozialpolitik zur 
Warnung dienen ſollte. 


Schätzämter. 


Von Dr. iur. Alfred Hahn, Direktor der Bodengeſellſchaft Berlin⸗Nord. 


Dem Geſetzgeber kanr es „darauf an, ein Mittel 
zu finden, durch welches die Spekulation in Grund 
und Boden erſchwert oder verhindert wird. Die 
gebrachten Beiſpiele müßten aber davon überzeugen, 
daß in denjenigen Gebieten, welche die Fürſorge des 
Geſetzgebers in erſter Linie verdienen, nämlich den 
für kleine Wohnungen in Betracht kommenden Ge- 
bieten, der Anteil, welchen der Vodenpreis am 


(Schluß des Aufſatzes aus Heft 17/18 (S. 188). 


Geſamtherſtellungspreis hat, verhältnismäßig und 
abſolut ein geringer iſt, ſo daß man hier nicht desſelbe 
Geſchütz aufzufahren braucht, wie es vielleicht für 
die wirklichen Spekulationsgebiete eher angebracht 
iſt. Es kommt aber noch ein anderes hinzu. Bereits 
ſeit einer Reihe von Jahren kann von einer Spe⸗ 
kulation nennenswerten Umfanges in Boden für 
Kleinwohnungen nicht mehr die Rede fein. Soweit 


das wichtige Gebiet von Groß-Berlin in Frage 
kommt, wird man ſagen können, daß die in Betracht 
kommenden Geländeflächen faſt überall in einen 
gezwungenermaßen feſten Beſitz übergegangen ſind. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Erwerbungen 
ſeinerzeit in der Abſicht geſchehen ſind, möglichſt 
große Gewinne durch den Einzelverkauf dieſer 
Terrains zu erzielen. Es iſt aber ebenſo ſicher, 
daß ſolche Hoffnungen auf viele Jahre hinaus be⸗ 
graben werden mußten ulld die Beſitzer dieſer Ge- 
lände, welche man urſprünglich wohl mit Necht als 
ſpekulative Erwerbsgeſellſchaften bezeichnen konnte, 
inzwiſchen, gezwungen durch die Macht der Ber- 
hältniſſe, zu regulären Beſitzern geworden ſind, die 
zwar nach wie vor ihre Ware gern verkaufen, auch 
ſelbſtverſtändlich gern mit Nutzen verkaufen wollen, 
die aber froh ſind, wenn ſie ihre Vorräte, auch 
unter ungünſtigen Bedingungen, einigermaßen ver— 
ringern können. Dieſe Beſitzer ſind faſt alle nicht in 
der glücklichen Lage eines Mannes, der ſeine Ware 
voll bezahlt hat und nun die Entwicklung des Ge- 
ſchäfts in Ruhe abwarten kann; fte haben im Gegen⸗ 
teil mit wenigen Ausnahmen durchweg Schulden auf 
ihr Geſchäft gemacht, d. h. fie haben Hypotheken 
aufgenommen, die regelmäßig zu verzinſen ſind und 
eines Tages auch fällig werden. Auf ihrem Ge- 
ſchäft laſten ſomit große Verpflichtungen, die allein 
ihon genügen, um ihren Wunſch, die vorhandene 
Ware ſo ſchnell als irgend möglich abzuſetzen, direkt 
zu einer bitteren Notwendigkeit zu geſtalten. Wenn 
man ſich dies vor Augen hält, ſo muß man die noch 
immer nicht ganz verſtummte Meinung derer, die 
da behaupten, daß die Bodenbeſitzer mit dem Ber- 
kauf des Bodens abſichtlich zurückhalten, um ihn 
ſpäter teurer verkaufen zu können, als ganz und 
gar falſch erklären. Sie mag früher einmal richtig 
geweſen ſein, aber ſie iſt es längſt nicht mehr. In 
Groß⸗Berlin iſt baureifes Gelände, für welches die 
Eigentümer die teuren Straßenanlagen uſw. längſt 
bezahlt haben, noch für eine Einwohnerzahl von 
mehreren Willionen Menſchen vorhanden. Schon 
aus dieſem Grunde wird es kaum jemanden ein⸗ 
fallen können, auf dieſem Gebiete große ſpekulative 
Möglichkeiten zu erblicken, ganz abgeſehen davon, 
daß die Mühe, die Schwierigkeiten und die Drang- 
ſalierungen der Behörden wohl jedem, der die Ver— 
hältniſſe kennt, den letzten Reit von etwaigen 
Wünſchen nach Betätigung auf dieſem Felde aus⸗ 
getrieben haben. Gewiß hat die Grundſtücksſpeku⸗ 
lation auch vielfache Sünden auf dem Konto; meiſt 
liegen dieſe aber, wenigſtens ſoweit die Boden⸗ 
ſpekulation in Frage kommt, in der Vergangenheit. 

Mit den geſchilderten Zuſtänden hängen auch 
die Schon feit Jahren beſtehenden Schwierigkeiten 
der Geldbeſchaffung für jegliche Grundſtücksunter⸗ 
nehmungen zuſammen. Sie werden nach dem 
Kriege aus ganz natürlichen Urſachen noch wachſen. 
In dieſe ſchwierige Lage hinein ſoll nun ein neues 
Geſetz kommen, welches die Lage nur noch unſicherer 
machen kann. Es iſt mit dem Entwurf über die 
Schätzungsämter in gewiſſer Beziehung ähnlich wie 
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mit dem Wertzuwachsſteuer-Geſetz. Die Regierung 
hatte 30 bis 40 Jahre hindurch beobachten können, 
wie die Großſtädte nach Gründung des Neiches an⸗ 
wuchſen, wie insbeſondere Berlin fih ausdehnte und 
in das Gebiet der Vororte überging. Die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Großgrundbeſitzer in der Umgebung der 
großen Städte, insbeſondere wieder in der Umge⸗ 
bung von Berlin, ließen faſt in wörtlichem Sinne 
die Entwicklung der Weltſtadt an jih herankommen 
und blieben auf ihrer Scholle ſitzen, ohne auch nur 
einen Finger gerührt zu haben, um den Wert ihrer 
Beſitztümer zu erhöhen; ſie hatten dies auch nicht 
nötig, denn die Werte ſtiegen auch ohne ſie. Sie 
konnten ihren Beſitz verkaufen, die einen etwas 
früher, die andern etwas ſpäter, alle mit Millionen- 
gewinnen. Die größten Gewinne zogen diejenigen 
aus ihrem Beſitz, die genügend Ruhe beſaßen, um 
die Hochflut des Wachstums abzuwarten. Alle dieſe 
Arbeſitzer wurden nicht im mindeſten in ihrem rubi- 
gen und einträglichen Geſchäft geſtört. Erſt nad- 
dem ſo ziemlich die letzten dieſer Klaſſe ihr Gelände 
verkauft hatten und ringsum die Wohnflächen in 
den Beſitz von Käufern — meiſtens Geſellſchaften — 
übergegangen waren, welche nun mit einem großen 
Aufwand von Arbeit und Mühe ſozuſagen das 
Detailgeſchäft eröffneten, erſt da wurde entdeckt, daß 
beim Verkauf von Terrain unverdienter Gewinn 
entſtehe, der im Jutereſſe der Allgemeinheit be⸗ 
ſteuert werden müſſe; alsbald wurde das Wertzu⸗ 
wachsſteuer⸗-Geſetz eingeführt — mit welchem man⸗ 
gelnden Erfolge, iſt ja bekannt. Der Gedanke an ſich 
war zweifellos richtig, er iſt nur wenige Jahrzehnte 
zu ſpät in die Tat umgeſetzt worden und hat da⸗ 
durch ein Objekt vorgefunden, welches eben nicht 
mehr dasſelbe war, aus dem heraus ſeinerzeit die 
Idee geboren wurde. Auch das Schätzungsweſen hätte 
gewiß reguliert werden ſollen; es hätte gewiß auch 
mit Erfolg reguliert werden können zu einer Zeit, 
in welcher die Dinge begannen in Fluß zu kommen. 
Jetzt, wo alles eine gewiſſe feſte Geſtalt angenommen 
hat, d. h. die hauptſächlich in Frage kommenden 
Werte im weſentlichen der Spekulation entrückt 
ſind, jetzt iſt ein feſtes Zugreifen unendlich viel 
bedenklicher und eine vorſichtige Behandlung dringend 
notwendig. 

Das Geſetz über die Taxämter iſt urſprünglich 
von den Hausbeſitzern herbeigewünſcht worden, 
jetzt ſind es dieſe, welche die heftigſten Bedenken 
dagegen äußern und zwar mit vollem Recht, denn 
der Einfluß, den das Geſetz, wenn es ohne ganz 
weſentliche Aenderungen angenommen werden ſollte, 
auf den bebauten Grundbeſitz ausüben müßte, wäre 
geradezu vernichtend. Die Gründe hierfür liegen ſo 
klar zutage, daß eine Erörterung kaum noch nötig 
erſcheint. Man wird auch ſchwer mit Ausnahme⸗ 


beſtimmungen etwas erreichen können, da man da⸗ 


durch ſofort ganz ungerechtfertigterweiſe zweierlei 
Recht ſchaffen würde, das der gegenwärtigen und 
das der zukünftigen Hausbeſitzer, und da man als⸗ 
dann nur ein Geſetz machen würde, von welchem 
man ſofort wieder 90% aller Fälle ausnehmen 
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muß. Der Erlaß von Ausnahmebeſtimmungen iſt 
weiter um ſo bedenklicher, als bei den rieſenhaften 
Summen, die hier in Frage kommen, die Beſtim⸗ 
mungen für Jahrzehnte hinaus geſchaffen werden 
mußten. e 

Es läßt ſich ſehr wohl denken, daß irgend- 
welche geſetzlichen Maßnahmen getroffen werden, um 
für die Zukunft des bebauten Grundbeſitzes durch 
eine Art von Entſchuldungsverfahren vorzuſorgen, 
und daß innerhalb einer ſolchen Vorſorge auch durch 
ein Schätzungsgeſetz ein heilſamer Einfluß ausgeübt 
werden kann. Wenn man aber die Verhältniſſe 
des unbebauten Grundbeſitzes geſetzgeberiſch ins 
Auge faßt, ſo muß man ſich vor allen Dingen 
der oben bezeichneten Vielfältigkeit des Gegenſtandes 
bewußt ſein. Es wird von vielen Seiten unter 
Anführung guter Gründe behauptet, daß wir nach 
dem Kriege einen Mangel an Kleinwohnungen haben 
werden. Auch behördliche Kreiſe teilen vielfach dieſe 
Anſicht. Wenn fie richtig fein ſollte, jo müßten 
Mittel geſucht werden, um nach dem Kriege die 
Erbauung entſprechender Häuſer zu erleichtern. Das 
vorliegende Geſetz aber kann nur den Erfolg haben, 
ſie zu erſchweren, wenn nicht unmöglich zu machen, 
da es eine Vielheit von einzelnen Gebieten zu- 
ſammenfaſſen will und dabei auch diejenigen Ge- 
biete mittreffen muß, auf denen es nicht den ge: 


ringſten Sinn hat, eine Spekulation zu bekämpfen, 
einfach aus dem Grunde, weil keine da ift. Des⸗ 
halb ſollte man derartig einſchneidende Maßnahmen 
in keinem Falle jetzt während des Krieges ergreifen, 
ſondern nachdem man ſo lange gewartet hat, nun 
auch noch fid weiter eine gewiſſe Zeit gedulden, 
um zu ſehen, wie ſich nach dem Kriege die Ver⸗ 
hältniſſe anlaſſen werden. Daß nach Friedensſchluß 
das Kapital ſich zur Erleichterung wilder Spekula⸗ 
tion ſofort auf den Grundſtücksmarkt werfen wird, 
werden wohl ſelbſt die Bodenreformer nicht an⸗ 
nehmen. Das Kapital wird ſicher andere Be- 
tätigungsmöglichkeiten in ſo großer Zahl für ſich 
ſehen, daß der Reiz, den der Grundſtücksmarkt zeit⸗ 
weiſe ausgeübt hat, verblaſſen dürfte. Wenn dann 
noch ein Geſetz hinzukommt, welches gerade auf ſolide 
Unternehmer deshalb abſchreckend wirken muß, weil 
ſie ſich bei Beginn ihres Vorhabens keinerlei Bild 
über die Ordnung ihres Finanzplanes werden machen 
können, fo wird es auf Jahre hinaus mit der Er⸗ 
richtung von Wohnhäuſern ſehr übel ausſehen. Der 
Erfolg hiervon kaun nur der ſein, daß allmählich eine 
Knappheit an Wohnungen eintritt und die Wiets⸗ 
preiſe in den bereits erbauten Häuſern ſteigen — 
alſo wohl gerade das Gegenteil von dem, was der 
Zweck der Uebung ſein ſollte. 


Auskandsſpiegel. 


Die Handelspolitik nach dem Kriege. 


Wir geben nachſtehend den Schluß des bemer— 
kenswerten Aufſatzes, den „Journal des Débats“ 
unter obigem Titel veröffentlicht hat. Trotz des 
dringenden Appells des auſtraliſchen Premiers 
Hughes beobachtet die engliſche Regierung ſtrenge 
Zurückhaltung. In der Sitzung der Kammer des 
Unterhauſes vom 10. Januar, wo dieſe Frage dis⸗ 
kutiert wurde, hat Herr Runciman zwar den 
Gedanken, auf den Freihandel in den Beziehungen 
der verſchiedenen Teile des britiſchen Reiches zu 
verzichten, ausgeſprochen. Er hat aber auch auf 
die Möglichkeit eines Zollvereins zwiſchen den Ber- 
bündeten angeſpielt und zugegeben, daß England 
ſeine Finanzmacht in dem Maße erhöht, in welchem 
es ſeinen Auslandshandel vermehrt. Er iſt auch 
der Meinung, daß eine der dringendſten Notwendig⸗ 
keiten darin beſteht, „die Methoden zu verbeſſern, 
die Bildung des engliſchen Volkes, und namentlich 
ſeine techniſche Ausbildung zu vervollkommnen“. 
Schließlich erkennt er an, „daß die engliſchen. In⸗ 
duſtriellen ſich den neuen wirtſchaftlichen Bedingun⸗ 
gen anpaſſen müſſen, und daß es unerläßlich ijt, 
den Geiſt der Anpaſſung zu erwerben, der nicht 
unſer Charakteriſtikum in der Vergangenheit war 
und durch den Krieg hervorgerufen worden iſt“. Das 
find kluge Vatſchläge, die geeignet find, die Prä- 
tentionen der „Tarik Reformers“ zu mäßigen. Und 


wenn einerſeits Runciman in gewiſſem Aus maße 
Anhänger einer Reform der maritimen Geſetzgebung 
iſt, ſo findet er doch die Subventionen an die 
Handelsflotte „als nicht zu rechtfertigen“. Tatſäch⸗ 
lich ift die vorherrſchende Sorge für gewiſſe An— 
hänger der Reform der Tarife der kommerzielle 
Schutz gegen Deutſchland, was wieder für andere 
nur ein ausgezeichnetes Propagandamittel iſt. 
Asquith, Lloyd George wie auch Grey ſcheinen ſich 
in gleicher Entfernung von den Tarifreformern zu 
halten — die entſchloſſen ſind, das kommerzielle 
Régime Englands von Grund auf zu reformieren, 
um an deſſen Stelle den engherzigſten Protektionis⸗ 
mus zu ſetzen — wie von den Freihändlern, die, 
wie Herr Nobertſon, mit Recht Anhänger des status 
quo ſind. Dieſe haben nicht verfehlt, Herrn Asquith 
und Sir Edward Grey an die von ihnen früher 
übernommenen formellen Verpflichtungen, die Prin⸗ 
zipien der Handelsfreiheit zu verteidigen, zu er- 
innern. Weder die einen, noch die anderen haben 
vonſeiten der Regierung Verſprechungen erhalten. 
Und doch weiß man, daß Herr Hughes mit Nunci⸗ 
man und Bonar Law einer der Delegierten auf der 
Wirtſchaftskonferenz ſein wird. Das ſind drei 
Männer von wirklicher Tüchtigkeit, die England auf 
dieſer Konferenz vertreten werden. Aber, nach dem, 
was wir ſoeben feſtgeſtellt haben, ſcheint es nicht, 
daß ſie auch nur die großen Linien eines gemein⸗ 


ſamen Programmes mitbringen. Glaubt man den 
Londoner Blättern, ſo wäre es ihnen kaum erlaubt, 
in die Diskuſſion der Zollfragen einzutreten. Wird 
Herr Hughes dieſe Abſtinenzlerrolle ſpielen wollen? 
Wenn alſo, wie es den Anſchein hat, England in 
der RNeſerve verharrt, jo werden die Diskuſſionen 
über dieſen Punkt auf der Konferenz akademiſch 
ſein. Nach unſerer Anſicht wäre es jedoch nicht 
unnütz — für die Verbündeten und namentlich für uns 

unſeren Wunſch zu bekräftigen, daß England mit 
unſerem Lande die Handelsbeziehungen, wie fie vor 
dem Kriege beſtanden, aufrecht erhalten möge. Die 
Konferenz kann alſo das Ergebnis haben, den 
Beweis der Nützlichkeit dafür zu erbringen, daß auf 
wirtſchaftlichem Gebiete zwiſchen den Verbündeten 
die ſo furchtbare Entente fortgeſetzt wird, die ſie auf 
politiſchem Boden vereint, da ſie die Möglichkeit 
bieten wird, dem deutſchen Imperialismus ein Ende 
zu machen. Eine der ernſteſten Fragen die 
ernſteſte vielleicht — die feit langer Zeit der öffent- 
lichen Meinung in England unterbreitet worden 
iſt, kommt damit aufs Tapet neben fo vielen anderen, 
die der Krieg aufgerollt hat. Kann man über die 
Art, in der unſere Nachbarn und Verbündeten die 
Frage löſen werden, einige Prophezeiungen machen? 
Das wäre ſicherlich recht voreilig. Immerhin ſcheint 
es, daß die Liberalen, infolge der lebhaften Kampagne 
der Tariff Reformers, aus ihrem Schlummer auf- 
gewacht ſind. Sie haben fih organiſiert und ver— 
teidigen ſich. Mancheſter, das man für die Be— 
wegung der wirtſchaftlichen Reaktion endgültig ge- 
wonnen glaubte, hat nach dem „Economist“ 
dieſen Weg nicht beſchritten. Dazu kommt, daß die 
große Maſſe an dem gegenwärtigen Régime hängt, 
weil es in normalen Zeiten eine billige Lebens- 
haltung ermöglicht. Es üſtzu hoffen, daß Eng⸗ 
land die große Vorkämpferin der po⸗ 
litiſchen und wirtſchaftlichen Freiheit, 
nicht zu einem veralteten Syſtem zu⸗ 
rückkehren, und daß es nicht in einem Tage 
das befreiende Werk eines halben Jahrhunderts aus— 
löſchen wird, jenes Werk, das von Huskiſſon be- 
gonnen, von Robert Pael und John Nuſſel fort- 
geſetzt und von Cobden gekrönt worden iſt. 


Ein Franzoſe gegen den Handelskrieg 
gegen Deutſchland. 


In der Revue de Paris, die ſoeben erſt 
aus der Feder Max Hoſchillers einen Aufſatz 
über den wirtſchaftlichen Zuſammenſchluß Wittel⸗ 
europas veröffentlicht hatte, werden nunmehr die 
Ausſichten der Gegenſeite in dem Wirtſchaftskampf 
gegen die Zentralmächte beſprochen. „Was Sie auch 
immer beſchließen mögen“, fo heißt es in der be- 
merkenswerten Arbeit, laſſen Sie ſich nicht fortreißen 
von der Leidenſchaft oder der Verblendung, oder von 
ſehr natürlichen Empfindungen, die ihre Urſache 
haben weniger in einem Wunſch nach Rache, als in 
dem Wunſche, den Sieg zu konſolidieren. Laffen 
Sie ſich nicht hinreißen, Maßnahmen 
zutreffen, die Ihnen mehr ſchaden wers 
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Den, als dem Feinde. Welches auch 
immer die Differenzierung fein möge, die Groß⸗ 
britannien, gegenüber den feindlichen, neutralen und 
verbündeten Erzeugniſſen in Anwendung bringt —, 
fo viel ift ſicher, daß der franzöſiſche Export fih an 
einer Zollbarriere ſtoßen würde, die früher nicht 
exiſtiert hat. Das ift, vom franzöſiſchen Geſichtspunkte 
aus, das klarſte Ergebnis der Politik der Repreſſalien 
gegen Deutſchland. Die Lage, die der franzöſiſchen 
Induſtrie geſchaffen würde, wäre um ſo widerſpruchs⸗ 
voller, als für jede Gruppe von Artikeln, wie die 
von Yves Guyot mit großer Wiſſenſchaftlichkeit auf⸗ 
geſtellten graphiſchen Tabellen beweiſen, Frankreich 
unter Ausſchluß von Deutſchland liefert, oder indem 
es Deutſchland bei weitem übertrifft. (2) Würde der 
Kampf gegen das wirtſchaftliche Deutſchland es recht- 
fertigen, daß friſche Blumen, Schmuckfedern, Roh- 
ſeide, Wolle aller Art — kurzum Artikel, die Deutſch⸗ 
land niemals nach England ſchickt, und welche das 
Monopol Frankreichs bilden, mil Eingangszöllen be⸗ 
legt werden? Würden die Abgaben auf konfektio— 
nierte Artikel, Automobile, verarbeitete Seide, Bän⸗ 
ber, Tuche — Artikel, in denen Frankreich, un⸗ 
geachtet der deutſchen Konkurrenz, eine unbeſtreitbare 
Ueberlegenheit beſitzt, nicht die franzöſiſche Induſtrie 
unendlich mehr ſchädigen als die germaniſche? Es 
genügt ja, im übrigen, die fih täglich verlän⸗ 
gernde Lifte der franzöſiſchen Syn⸗ 
dikats kammern durchzuſehen, die gegen die 
Einführung des Zollſchutzes in Groh- 
britannien proteſtieren, um zu begreifen, 
wie gefährlich das beabſichtigte Experiment wäre.“ 
Hoſchiller kommt zu folgenden bemerkenswerten 
Schlußfolgerungen: „Entweder ſind die Mitglieder 
der Wirtſchaftsunion der Verbündeten in der Lage, 
die Produkte, die fie brauchen, und die fie zu ex— 
portieren ſuchen, zu ebenſo vorteilhaften Preiſen 
zu fabrizieren, wie die Deutſchen — und dann 
ſind die prohibitiven antideutſchen 
Tarife überflüſſig. Oder die Mitglieder der 
Vereinigung können gewiſſe Gruppen von Erzeug⸗ 
niſſen zu fo günſtigen Bedingungen wie in Deutſch⸗ 
land weder fabrizieren noch finden — und in 
dieſem Falle werden die prohibitiven 
Tarife die Lebenshaltung verteuern 
und ſehr unangenehme Rückſchläge auf 
das ganze Wirtſchaftsleben der ver⸗ 
bündeten Länder haben.“ Dieſe Ausfüh⸗ 
rungen ſind vernünftig. Daß ſie aber von einem 
Franzoſen ſtammen und in der „Revue de Paris“ 
[Aufnahme fanden, das gibt einen beſonderen Wert. 
Ob dieſer Prediger in der Wüſte viele Gläubige 
finden wird? Es wird ſich doch empfehlen, in 
dieſer Beziehung ſkeptiſch zu fein. 


Die Wirtſchaftsorganiſation 


In einem Leitartikel widmet der „Temps“ vom 
14. April unter obigem Thema folgende Betrach⸗ 
tungen: 

Die Notwendigkeit, den zukünftigen Frieden 
gegen die wirtſchaftlichen Angriffe zu ſchützen, durch 
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welche Deutſchland verſuchen wird, den Zuſammen⸗ 
bruch ſeiner militäriſchen Unternehmungen wieder 
gut zu machen, wird von allen Verbündeten all- 
gemein anerkannt. Die Pariſer Konferenz hat ſie 
anerkannt und hat eine techniſche Kommiſſion be= 
auftragt, die Grundlagen der Verteidigungsmaß⸗ 
nahmen zu entwerfen. Indeſſen haben die Dis⸗ 
fuffionen, zu denen dieſe Projekte Anlaß gegeben 
haben, doch einige Befürchtungen erweckt, als ob 
ſie der Befriedigung weniger edler Ambitionen 
dienen könnten, anſtatt dem allgemeinen Intereſſe 
zu dienen. Beſonders hat im Vereinigten König- 
reich der Gedanke an einen dem jetzigen Konflikt 
folgenden Wirtſchaftskrieg die liberalen Ge- 
müter erſchreckt. Sie befürchten einen Schlag 
gegen die Prinzipien des Freihandels 
und des Völkerrechts, die dadurch verhin— 
dert würden, ſich frei zu entfalten. Im Hauſe der 
Lords hat ſich Lord Courtney zum Sprachrohr 
dieſer Bedenken gemacht. Seine Rede hat einem 
Mitgliede des Kabinetts ermöglicht, die Frage zu 
präziſieren und Erklärungen abzugeben, die alle Be⸗ 
fürchtungen zerſtreuen müſſen. Herr Asquith hat 
auf dem Bankett der franzöſiſchen Parlamentarier 
in London daran erinnert, daß die Verbündeten nie⸗ 
mals den Gedanken gehabt hätten, Deutſchland zu 
unterdrücken, noch die freie Entfaltung feiner fried- 
lichen Entwicklung zu ſtören. Wie ſchon der „Temps“ 
neulich ſchrieb — man wiſcht eine Nation von 70 
Millionen Einwohnern nicht von der Landkarte aus. 
Das iſt eine Wahrheit, die man ernſthafterweiſe 
nicht beſtreiten kann. Wenn aber auch niemand 
daran denkt, das deutſche Volk zu vernichten, ſo iſt 
es doch etwas anderes um den Wilitarismus oder 
vielmehr um die Politik jener Kaſte, die in Deutſch— 
land herrſcht, und die politiſche Intrige, die Nili- 
tärmacht und die wirtſchaftliche Expanſion in einem 
ungeheuerlichen Begriffe von Welt- 
herrſchaft vereinigt. Nicht die Schuld der Ver- 
bündeten iſt es, wenn das ganze deutſche Volk 
von die ſen perverſen Ideen angeſteckt 
ift, jenen Ideen, die der Politik des Reiches der 
Hohenzollern den agreſſiven Charakter, gegen wel- 
chen die ganze Welt ſich erhoben hat, gegeben hatte. 
Solange als es unmöglich erſcheint, den deutſchen 
Unternehmungsgeiſt vom deutſchen Militarismus 
und von den ehrgeizigen Plänen des Generalſtabs 
Wilhelms II zu trennen — ſolange werden die 
Deutſchen ſich hüten müſſen gegen eine offenſive 
Nückkehr eines Appetits, der nicht gezögert hat, die 
Welt in Brand zu ſtecken, um ſeine Ungeduld zu 
befriedigen. - 

Lord Crewe hat im Oberhauſe gezeigt, wie 
groß der Irrtum derjenigen ijt, die an der Illu⸗ 
ſion der beiden Deutſchland krampfhaft 
feſthalten. Es gibt kein Deutſchland, das bereit iſt 
zu allen möglichen Angriffen, und kein friedliches 
Deutſchland, das einzig und allein von dem Wun⸗ 
ſche beſeelt wäre, ſich unter Achtung der Rechte 
anderer zu entwickeln. Vielleicht werden die Deut⸗ 
ſchen eines Tages begreifen, daß nur die kaiſer⸗ 


liche Hegemonie und der Ehrgeiz der Hohenzollern 
die Urſache ihres Unglücks geweſen ſind, wie auch 
der Anlaß zu den Vorſichtsmaßregeln, welche die 
Welt gegen ſie ergreifen muß. So lange ſich aber die 
jetzige Mentalität erhält, ift es müßig, die Rück⸗ 
kehr zu normalen Beziehungen nach dem Frieden 
mit einem Volke ins Auge zu faſſen, das ſich für 
ein Ideal von Raub und Eroberung dezimieren 
läßt (1). Dieſer elementaren Wahrheit gab Lord 
Crewe Ausdruck, als er erklärte, „daß nach dem 
Kriege die Geſchäfte mit Deutſchland nicht genau 
wie früher aufleben können“. Die illoyale Kon- 
furrenz Deutſchlands vor dem Kriege, fein Prämien⸗ 
ſyſtem (2), ſeine ſyſtematiſche Beſchlagnahme (1) 
aller ausländiſchen Unternehmungen finanzieller, 
kommerzieller oder induſtrieller Art, um vorbereitend 
auf alle Märkte der Welt die Hand zu legen — all 
dieje weite Organiſation, die, gleich der militäriſchen 
und politiſchen Spionage, ſich ſeit den letzten 10 
Jahren auf alle Kontinente erſtreckte, iſt bereit, 
von neuem zu funktionieren. Deutſchland 
ift damit beſchäftigt, Defterreih- Ungarn in 
ein wirtſchaftliches Bündnis zu ziehen, 
deſſen Anziehungskraft auf die ganze 
Welt wirken müßte, wenn der Sieg feis 
ner Waffen oder ſelbſt ein hinkender 
Friede ihm die Verwirklichung ſeiner 
Pläne möglich machte. Die Berliner Regies 
rung hat die Induſtrie unterſtützt, ſelbſt während 
des Krieges Vorräte an manufakturierten Produkten 
anzuſammeln, mit denen Deutſchland ſogleich nach 
Beendigung der Feindſeligkeiten die Welt über— 
ſchwemmen wird. Deutſchland' hat auf keinen feiner 
imperialiſtiſchen Pläne verzichtet. Die Alliierten 
wiſſen das und ſtellen es feſt. Sie haben daher 
die Pflicht, ſich zu ſchützen und der wirtſchaftlichen 
Offenſive nach Friedensſchluß eine vollkommenere 
Vorbereitung entgegenzuſtellen, als es diejenige war, 
in der fie der militäriſche Angriff des Feindes über⸗ 
raſcht hat. Die Handelskammern Frankreichs, Eng⸗ 
lands, Italiens und auch Rußlands haben fih be⸗ 
reits mit den Maßnahmen beſchäftigt, die geeignet 
find, ihre inneren Märkte nach dem Kriege zu 
ſchützen, unter gleichzeitiger Zuſammenarbeit an der 
allgemeinen Verteidigung gegen die illoyale Kon— 
kurrenz Deutſchlands. Es wäre gefährlich, das Ende 
der Feindſeligkeiten abzuwarten, um eine ſo kom⸗ 
plizierte Organiſation zu ſchaffen. Daher iſt es drin- 
gend mötig, daß die Pariſer Wirtſchaftskonferenz dieſes 
Problem ſofort anpackt. Was die Verbündeten zu 
ſchaffen haben, ift eine Geſamtheit von Verteidigungs- 
maßnahmen, welche, unter voller Berückſichtigung der 
liberalen Ideen, deren Vorkämpfer die Alliierten 
find, dem Frieden die Stabilität und die Ruhe 
gegen germaniſche Unternehmungen ſichern. Die zu 
ergreifenden Maßnahmen ſind praktiſcher Natur. 
Alle erfahrenen Berater ſind uns willkommen. So⸗ 
weit dieſer intereſſante Artikel des führenden fran⸗ 
zöſiſchen Blattes. Sein Verſuch, zwiſchen dem deut⸗ 
ſchen Volk und feiner Dynaſtie eine Kluft herzu⸗ 
ſtellen, wird allen nur ein Lächeln abnötigen. Wert⸗ 


voll aber iſt das Eingeſtändnis, daß ein Wirtſchafts⸗ 
bündnis zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn 
von univerſeller Anziehungskraft (influence attractive 
mondiale) ſein würde, im Falle eines deutſchen Sieges 


oder auch nur eines hinkenden Friedens. Der Leit⸗ 
artikler des „Temps“ hat da einen böſen „faux pas“ 
gemacht. Oder ſitzt gar ein verkappter „Boche“ in 
der Redaktion des „Temps!“ 


Revue der Preſſe. 


Ueber die febr wichtigen Fragen der Geſtal— 
tung unſeres zukünftigen Außenhandels hielt der 
Abgeordnete Dr. Streſemann vor kurzem im Reichs⸗ 
tag eine beachtenswerte Rede. Der Welthandel 
(26. Mai) gibt unter dem Titel 


Forderungen der deutſchen Volkswirtſchaft 


die Grundzüge dieſes Vortrages wieder. Die Ghaf- 
fung eines eigenen Reichshandelsamtes oder eines 
eigenen Reichsamtes für Induſtrie und Handel ſei 
bereits für den Zeitpunkt der finanziellen und wirt⸗ 
schaftlichen Demobiliſation eine unerläßliche Not⸗ 
wendigkeit. Die Fortführung, Umwandlung oder 
Auflöſung der vielen neu geſchaffenen Organiſa⸗ 
tionen, die Ueberführung der geſamten Kriegsgeſetz— 
gebung wirtſchaftlicher Natur, die bedeutungsvolle 
Regelung der Valutenfrage, die der Vohſtoffverſor— 
gung, die geſamte handelspolitiſche Neuorientierung 
find neue Anforderungen, denen die auch ſchon in 
Friedenszeiten überlaſteten bisherigen Inſtanzen 
nicht zu genügen vermöchten. Ein Reichshandels— 
amt ſei beſonders auch aus dem Grunde notwendig, 
weil die jetzt ſchon vorbereiteten Maßnahmen des 
feindlichen Auslandes post bellum, ſelbſt wenn man 
ſie nicht übermäßig hoch einſchätze, eine wirtſchaft⸗ 
liche Defenſivfront vorfinden müßten. Dieſe Auf⸗ 
gabe aber jei eine fo umfaſſende und bedeutungs— 
volle, daß die Löſung nicht dem Reffort eines 
Winiſteriums vorbehalten fein könne, ſondern einer 
Zentralinſtanz, die dieſe Probleme hauptamtlich be— 
arbeite. Des weiteren ſei auf eine durchgreifendere 
Sicherung der deutſchen Auslandsforderungen hin— 
zudringen. Der Beſcheid des Neichsamts des Innern 
vom 11. März, nach dem die Frage durch An- 
wendung der gewöhnlichen Nechtsbehelfe bei Frie- 
densſchluß gelöſt werden ſoll, ſei ungenügend. Die 
maſſenhaften Einſprüche der Intereſſenten gegen die 
von der Regierung beabſichtigte Selbſthilfe bringe 
dieſes Urteil auch zum Ausdruck. — Die beſonders 
günſtigen Verhältniſſe der ſkandinaviſchen Finanzen, 
die ſich ſo auffallend ſchon in der ſtändigen Ver⸗ 
ntehrung des Goldvorrates offenbarten, kommen 
wiederum in der Herabſetzung des Diskontſatzes der 
Norwegiſchen Bank von 5 auf 4½ % zum Ausdruck. 
Wie das Berliner Tageblatt (29. Mai) zur 
Diskontermäßigung in Norwegen 
ſchreibt, iſt hier der niedrigſte Satz erreicht, der 
augenblicklich in Europa in Geltung ift. Mit Nor- 
wegen teilen fih in den Diskont von 4½ Yo Hol⸗ 
land, Spanien und die Schweiz. Bei der zwiſchen 


den drei ſkandinaviſchen Staaten beſtehenden Münz- 
union iſt ein Folgen Dänemarks und Schwedens 
in der Diskontherabſetzung ziemlich ſicher zu er- 
warten. — Die außerordentlich hohen Gewinne der 
neutralen Schiffahrt ſind bekannt. Namentlich ſind, 
wie der Berliner Börſen-Co ur ier (25. Mai) 
ſchreibt, die : 
Kriegsgewinne der norwegiſchen Schiffahrt 


ganz beſonders beträchtlich. Norwegen ſtand durch 
ſeine große Kauffahrteiflotte von jeher für den 
Seehandelsverkehr ſehr günſtig da. Die Neuerwer⸗ 
bung von Schiffen aus Griechenland, Spanien und 
Portugal ermöglichte Norwegen dann, die Kon⸗ 
junktur des Krieges voll auszunutzen. Bereits die 
letzten Monate des Jahres 1914 brachten bedeutende 
Gewinne. Das Fahr 1915 bedeutete dann eine 
Hochkonjunktur, wie ſie die Friedenszeit niemals 
bieten könnte. Schiffahrtsaktien wurden die ge- 
ſuchteſten Spekulationspapiere und konnten ihre 
Kurſe ſchon ſehr bald verdoppeln. Es wurden Divi⸗ 
denden von 50 bis 100 %, bei einigen Geſellſchaften 
jogar von 200 % ausgeſchüttet. Die Folge eines 
ſolchen Aufſchwunges war natürlich die Gründung 
zahlreicher neuer Geſellſchaften mit zum Teil recht 
erheblichen Kapitalien. Nach der Deutſchen 
Nautiſchen Zeitſchrift „Han ſa“ 65. Febr.) 
ſollen im Jahre 1915 in Norwegen nicht weniger 
als 44 neue Geſellſchaften mit einem Geſamtkapital 
von 66 Will. Kronen gegründet worden ſein. Die 
ſchon beſtehenden Geſellſchaften nahmen reiche Ka⸗ 
pitalerhöhungen vor, die bei 13 Geſellſchaften 20 Will. 
Kronen betrugen. Das Jahr 1916 brachte bereits 
bis heute 55 Neugründungen mit einem Geſamt⸗ 
kapital von 45 Will. Kronen; in demſelben Jahr 
haben drei Geſellſchaften ihr Aktienkapital um 53 
Mill. Kronen erhöht; für die Zukunft der deutſchen 
Reedereien ſind dieſe Tatſachen inſofern von Be— 
deutung, als die an Kapital ſehr erſtarkten nor⸗ 
wegiſchen Reedereien der geſchwächten deutſchen 
Schiffahrt ein gewichtiger Wettbewerber werden 
könnten. Die Expanſionsabſichten der nordameri⸗ 
kaniſchen Wirtſchaftsorganiſation zielten bereits vor 
dem Kriege nach den ſüdamerikaniſchen Staaten hin. 
Die durch den Krieg hervorgerufene teilweiſe Ber- 
drängung Englands und Frankreichs und die Uug- 
ſchaltung Deutſchlands waren dieſen Beſtrebungen 
nur günſtig. Es wäre aber falſch, ſchreibt die 
Voſſiſche Zeitung (19. Mai) unter Be⸗ 
rufung auf eine ſachverſtändige Darſtellung von 
Dr. Hermann Luft, der 


Durchdringung Südamerikas durch die Anion 


die Abſicht einer Export- und Importverſtärkung 
zu unterlegen. Es handelt ſich dabei vielmehr um 
eine monopoliſtiſche Aufſchließung der Bodenſchätze 
und den monopoliſtiſchen Ausbau der Verkehrswege. 
Mit Hilfe der der nordamerikaniſchen Union eigenen 
Methoden der Machtökonomiſierung, insbeſondere 
der amerikaniſchen Finanztechnik, hat die nord⸗ 
amerikaniſche Truſtpolitik ſich der Naturſchätze und 
Verkehrswege Südamerikas bemächtigt. In Chile 
und Peru befindet ſich die Kupferproduktion in 
Händen dreier amerikaniſcher Großkonzerne. Eine 
Eiſenerzbergbaugeſellſchaft in Chile befindet ſich im 
Beſitze der Bethlehem Steel Cie. Der Farquhartruſt 
hat ſich die künftige braſilianiſche Eifenerzförderung, 
geſichert. In der Gefrierfleiſchinduſtrie Argentiniens 
und Uruguays find die amerikaniſchen Truſts gegen- 
über den einheimiſchen Unternehmen Sieger ge— 
worden. Die Standard Oil Company beſitzt durch 
eine Tochtergeſellſchaft die Petroleumquellen Perus; 
in Venezuela, Columbia und Ecuador liegt die Pe— 
troleumproduktion ebenfalls in nordamerikaniſcher 
Hand. Nordamerika wird auch in der erſten Zeit 
nach dem Kriege in der kapitaliſtiſch-monopoliſtiſchen 
Aufſchließung Nordamerikas keine Konkurrenten fin- 
den. Dem erwünſchten Aufſchwung deutſcher Aus⸗ 
fuhr nach dem Kriege nach Südamerika werden 
dieſe nordamerikaniſchen Beſtrebungen nicht im Wege 
ſein. Es wird im Gegenteil durch größere Aus— 
nutzung der Bodenſchätze zugleich den Markt für 
ſpeziell dem deutſchen Import vorbehaltenen Er— 
zeugniſſe vergrößert werden. — Ein neuer Verſuch 
zur Abhilfe des Notſtandes der zweiten Hypotheken 
wird, wie das Berliner Tageblatt (29. Mai) 


meldet, in München unternommen werden. Die 

Münchener Hypothekenbanken wollen als 
Bankkapital für zweite Hypotheken 

dem Grund- und Hausbeſitzerverein München, 


3 Mill. / zur Verfügung ſtellen, ſofern die Stadt 
die Haftung übernimmt und für eine ſachgemäße 
Ueberwachung geſorgt wird. Die zweiten Hypotheken 
ſollen unkündbar ſein und nicht höher verzinſt 
werden als erſte Hypotheken. Neben der Feſtſetzung 
einer angemeſſenen Tilgungsquote ſoll ½ als 
Entgelt für die Ueberwachung an den Hausbeſitzer— 
verein entrichtet werden. Dieſer Münchener Plan 
kann zweifelsohne zur Beſſerung des Marktes für 
zweite Hſpotheken dienen; ob er jedoch der einzige 
und beſte Weg dazu ſein wird, iſt fraglich. Wit 
der Niederlaſſung der Firma. 
Krupp in München 

iſt, wie die Bayeriſche Handelszeitung 
(27. Mai) ſchreibt, ein großer Fortſchritt in der bis⸗ 
her mit wenig Erfolg angeſtrebten Induſtrialiſierung 
Münchens getan. Es handelt ſich um deu groß⸗ 
zügigen Plan, auf einem Areal von 1100 Tage- 
werk eine Produktionsſtätte zur Erzeugung von Ge⸗ 
ſchützen und Munition zu errichten. Daß München 
als Sitz eines Zweigbetriebes gewählt wurde, läßt 
darauf ſchließen, daß die Firma auf eine Vergröße⸗ 
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rung ihres Abſatzes nach dem Oſten und Südoſten 
rechnet, der ſich von München aus leichter und 
billiger vollziehen läßt als von Eſſen. Die Stadt⸗ 
gemeinde München hat mit erfreulichem Weitblick 
in der unmittelbaren Umgebung des Kruppſchen 
Terrains Grundſtücke erworben, um der Anſiedlung 
verwandter und Hilfsinduſtrien, unbeeinflußt durch 
ſpekulative Manöver, zu billigen Preiſen Grund 
und Boden zu verkaufen. Unterſtützung ſchenkten 
dieſem Plane die Münchener Bankkreiſe, die der 
Stadtgemeinde ein bis 1924 unkündbares, zu 4 % 
verzinsliches Darlehen von 1,2 Will. / gewährten, 
Jo daß die Abgabe des Induſtriegeländes zu billigen 
Preiſen ermöglicht iſt. — Auf die großen Vorteile 
einer Sozienverſicherung, wie fie in Amerika, teils 
weiſe auch in Holland und England eingeführt iſt, 
weiſt in der Frankfurter Zeitung (17. Mai) 
Rechtsanwalt Dr. Haußmann hin. Auch in Deutſch⸗ 
land pflegt der Gedanke namentlich der 


Sozienverſicherung bei der offenen 
Handelsgeſellſchaft 


Wurzel zu faſſen. Der Grundgedanke dieſer Ver— 
ſicherung ift, das Niſiko, das namentlich bei einer 
offenen Handelsgeſellſchaft durch den Tod eines 
Leilhabers entſtehen kann, auszugleichen. Ein der- 
artiges Niſiko kann zweierlei Art fein: der Ver— 
luſt der perſönlichen Witarbeit des Sozius und der 
mögliche Verluſt der materiellen Stütze. Die Ver— 
ſicherung, die von der Firma als ſolcher, nicht etwa 
von den Sozien, auf Gerechtigkeit abgeſchloſſen 
wird, bietet ein gewiſſes Aequivalent namentlich in 
finanzieller Beziehung. An Stelle des Kapitals des 
Verſtorbenen, das von den Erben aus der Geſell— 
ſchaft herausgezogen wurde, an Stelle des perjön- 
lichen Kredits, das der verſtorbene Sozius im Intereſſe 
der Geſellſchaft verwandte, tritt eine Geldſumme, die 
gewiſſermaßen die Arbeitskraft des Verſtorbenen zu er= 
ſetzen, die aber namentlich auch berufen iſt, an Stelle 
des dem verſtorbenen Sozius eigen geweſenen perſön⸗ 
lichen einen ſachlichen Kredit zu ſetzen. Iſt auch den 
Erben nach § 139 HGB. die Möglichkeit gegeben, 
in das Geſchäft ſelbſt einzutreten, ſo iſt dies doch 
in manchem Falle aus perſönlichen Gründen für 
den überlebenden Sozius eine Gezwungenheit, in 
vielen Fällen aber wird mit der Herausnahme des 
zum Nachlaß gewordenen Einlagekapitals die Exiſtenz 
der Firma in Frage geſtellt. Damit leuchtet ohne 
weiteres, die Bedeutung dieſer Verſicherung ein. — 
Dem Geſchäftsbericht des 


Janus 


entnimmt der Berliner Börſen-Courier 
(27. Wai) folgende Einzelheiten: Der Abgang war 
den Kriegsverhältniſſen entſprechend in ſämtlichen 
Abteilungen höher als der Zugang an neuen Ver— 
ſicherungen. Es wurden 661 Anträge über 5 Will. 
Ae Verſicherungsſumme geſtellt; der Abſchluß be- 
trug 492 neue Verſicherungen über 3,8 Mill. . 
An Kapitalverſicherungen waren Ende 1915 48 593 
Verſicherungsſcheine über 248 164 389 % Verſiche⸗ 
rungsſumme vorhanden. Die Aktionärdividende be- 


trug insgeſamt 107500 . (350 und 187,50 % für 
I, und II. Emiſſion). Die Verſicherungen mit Ge⸗ 
winnbeteiligung erhielten eine Ueberweiſung von 
23 %0 der gewinnberechtigten Jahresprämie. Da den 
Verſicherungen, die ſeit 1910 in Kraft ſind, eine 
Ertradividende von 3 % gutgeſchrieben wurde, Jo 
beträgt ſie, da die Ende 1914 überwieſene Divi⸗ 
dende auf 25% lautet, im geſamten 28%. Für 
das Jahr 1917 ift bei den Verſicherungen mit Ge- 
winnbeteiligung eine Dividende in gleicher Höhe zu 
erwarten. — Ueber die Frage, ob die Einberufung zum 
Heeresdienſt unverſchuldetes Unglück im Sinne von 


§ 63 H. G. B. 


ſei, ſind im Laufe des Krieges die widerſprechendſten 
Urteile ergangen. Juſtizrat Dr. Felix Bondi, 
der ſich bereits in Recht und Wirtſchaft 
(S. 109) in verneinendem Sinne hierzu äußerte, 
weiſt in derſelben Zeitſchrift (S. 129) nochmals auf 
die Unhaltbarkeit derartiger zwieſpältiger Recht- 
ſprechung hin. Entſcheide das eine Gericht ſo, das 
andere gegenteilig, ſo ſei es ja lediglich dem Zufall 
überlaſſen, welche Löſung die Frage fände. Hier 
zeige ſich deutlich, welche Notwendigkeit einer ein⸗ 
heitlichen Rechtſprechung beſtehe. Bondi fordert als 
Entſcheidungsinſtanz einen oberen Gerichtshof 
der in zwieſpältigen Entſcheidungen ausſchlaggebend 
wirken ſoll. Er weiſt auf die Forderungen des 
Staatsanwalts Zeiler hin, der einen eigenen 
Nechtshof zur Löſung ſolcher Fragen fordert; auf den 
Berliner Kammergerichtsrat Deliuß, der 
dem Reichsgericht die ſofortige Entſcheidung bei ab- 
weichendem Urteil übertragen will. Jedenfalls iſt 
es ein praktiſch unhaltbarer Zuſtand, dieſelbe 
Rechtsfrage von Nachbargerichten divergierend be— 
urteilt zu ſehen und ſollte auch aus Preſtige⸗ 
gründen vermieden werden. 


Umschan. 


Bei der Nationalbank 
für Deufschland und 
bei der Mitteldeutschen Credit-Bank stehen Wechsel in 
den Direktorien bevor, die sowohl wegen der dabei in 
Betracht kommenden Persönlichkeiten als auch wegen der 
sonstigen Umstände Interesse zu erwecken geeignet sind. 
Aus dem Vorstand der Nationalbank für Deutschland 
scheidet Herr Martin Schiff spätestens zu Ende des Jahres 
Herr Schiff ist als Lehrling oder doch als ganz junger 
Beamter in das Institut eingetreten und hat frühzeitig dort 
eine leitende Stellung erlangt. Schiff galt in den Jahren, 
als die Arbitrage au der Börse noch eine Rolle spielte, 
als einer der gewandtesten Arbitrageure. Er hat denn auch 
wohl bis heute die Gelddispositionen und die damit in 
engem Zusammenhang stehende Devisenarbiftage inne 
gehabt. Als eine seiner Spezialitäten unterstand ihm früher 
auch das russische Geschäft. Noch unter Sterns Direk- 
toriumsvorsitz wurde Schiff vom stellvetiretenden Direktor 
zum ordentlichen Vorstandsmitglied befördert. Wie weit 
er die Qualitäten eines selbständigen Bankleiters besass, 


Bankdirektorenwechsel. 
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der sich bei grossen Finanztıansaktionen auf eigenen 
Pfaden bewegen konnte, das zu zeigen hat er eigentlich 
nicht Gelegenheit gehabt. Wenigstens keine, die nach 
aussen erkenntlich gewesen wäre. Denn unter Sterns auto- 
kratischem Regiment kamen andere Individualitäten nicht 
zur Geltung. Nach aussen sichtbar regierte nur Stern, 
Es ist daher auch nicht bekannt geworden, inwieweit 
Schiff gegen die für die Bank nicht immer glücklichen 
Methoden der Sternschen Geschäftsführung im inneren 
sich etwa aufgelehnt hat. Nach Sterns Tode schien es 
zunächst, als ob Herr von Winterfeld, der seinerzeit vom 
Geschäftsinhaber der Berliner Handels-Gesellschaft zum 
Teilhaber bei Hallgarten & Co. in New York hinüber- 
wechselte und dann von dort in die Direktion der National- 
bank zurückkam, bestrebt war, die Führung an sich zu 
reissen. Wie wenig fest er aber wirklich im Sattel sass, 
zeigte sich zur Ueberraschung weiterer Kreise, als er auf- 
fällig schnell nach einem peinlichen Zusammenstoss mit der 
Opposition in der Generalrersammlung der Allgemeinen 
Elektrizitäts-Gesellschaft als sowohl auch deren Aufsichtsrat 
schliesslich aus der Direktion der Nationalbank beseitigt 
wurde. Ueber die tieferen Gründe jener sich beinahe 
blitzartig abwickelnden Vorgänge hat man in der Oeffent- 
lichkeit nicht viel erfahren, Aber weder die rednerische 
Entgleisung des Herrn von Winlerfeld noch das, was man 
ihm sonst vorwarf, genügten eigentlich, um sein schnelles 
Scheiden zu erklären. Denn dass der einstige Korps- 
student und Kürassierleutnabt amerikanischer Bürger ge- 
worden und anscheinend auch die Absicht hatte, es zu 
bleiben, wusste man doch bereits seit Anfang des Krieges. 
Damals schon tauchten Versionen tiber Unstimmigkeiten 
in der Direktion auf. Schon damals spielte in diesen Ge- 
sprächen die Persönlichkeit des früheren Direktors und 
jetzigen Aufsichtsratsvorsitzenden, des Geheimen Regierungs- 
rates Witting eine Rolle. Namentlich zwischen diesem 
und Schiff scheinen sachliche und persönliche Meinungs- 
verschiedenheiten bestanden zu haben. Und als man er- 
fuhr, dass Verhandlungen des Aufsichtsrats mit dem bis- 
herigen stellvertreten Direktor der Dresdner Bank, Herrn 
Dr. Hjalmar Schacht zum Abschluss gekommen waren, 
sprach man bereits laut davon, dass diese Ernennung die 
Gegensätze in der Direktion kaum überbrücken werde. 
Wegen der Geschäftsgrundsätze, die Herr Dr. Schacht im 
Gegensatz zu den Auffassungen vertrat, die auf der National- 
bank noch von der Aera Stern her massgebend waren, 
scheint es zu einem neuen Konflikt gekommen zu sein. 
In diesem Konflikt hat sich anscheinend der Aufsichtsrats- 
vorsitzende auf die Seite des neuen Direktors gestellt. 
Dazu kamen dann wohl gewisse persönliche Angelegen- 
heilen und Gegensätze, die schliesslich eine Aenderung in 
den Personalverhältnissen unvermeidlich erscheinen liessen. 
Schon die Tatsache, dass diesen Veränderungen ein Mann, 
der fast drei Jahrzehnte der Bank angehört hat, zum Opfer 
fällt, machte die Angelegenheit an der Börse zu einer 
Sensation, zumal Herr Schiff zu zu den bekanniesten 
Börsenbesuchern gehört, Ueber dieses Persönliche hin- 
aus ist jedoch Anlass zu einem erheblichen‘ sachlichen 
Interesse vorhanden, das hoffentlich durch eine amtliche 
Darlegung befriedigt werden wird, sobald der Direk- 


torenwechsel als perfekt gelten kaun. 
“ 2 * 


Nicht minder interessant sind die Ereignisse bei der 
Mitteldeutschen Credit-Bank. Herr Dr. Weber, der jetzt 
aus dem Vorstand ausscheidet, ist erst vor verhältnis- 
mässig kurzer Zeit von der Löbauer Bank auf seinen 
Posten berufen worden. Er hat ziemlich jung schon eine 
gewisse Rolle im öffentlichen Leben gespielt. Als national- 
liberaler Reichsiagsabgeordneter ist er wesentlich in allen 
Fragen, die die Börse und das Bankwesen angingen, zu 
Wort gekommen, Er hat in Fachzeitschriften eine reiche 
literarische Tätigkeit entfaltet, im Bankierbunde, besonders 
auf dessen Banktagen, fleissig mitgearbeitet und war Sach- 
verständiger in der Bankenquetekommission. Herr Dr. Weber 
hat sich in früheren Jahren un auch noch als Mitglied 
der nationalliberalen Fraktion des Reichstages nicht ganz 
frei von Einseitigkeiten in der Vertretung des Bankinter- 
essenstandpunktes gehalten. Um so mehr Aufsehen er- 
regte es, dass er im vorigen Jahre im Gegensatz zu seinen 
engeren und weiteren Kollegen sich in einer Broschüre für 
den Schluss des nichtamtlichen Börsenverkehrs erklärte. 
Einige wollen wissen, dass er.wegen dieser verschiedenen 
Auffassung in Konflikt mit seinen Kollegen geraten sei. 
Aber diese Auffassung hat sehr wenig Wahrscheinlichkeit 
für sich. Glaubhafter scheint es, dass eine gewisse Rolle 
bei seinem For!gang die Kriegsbeteiligungsgeschäfte der 
Mitteldeutschen Credit-Bank gespielt haben. Diese Ge- 
schäfte, die zunächst der Bank reichen Gewinn versprachen, 
haben namentlich durch übermässige Engagements einzelner 
Depositenkassen schliesslich zu Verlusten gefühlt. Nach- 
dem, was man hört, scheint es, dass diese Verluste min- 
destens teilweise durch ein besseres Kontrollsystem hätten 
vermieden werden können. Aber es ist mehr als fraglich, 
ob die Schuld an dieser mangelhaften Kontrolle auf das 
Konto des Herrn Dr. Weber zu setzen ist, dem. wenn ich 
recht unterrichtet bin, diese Ressorts nicht unterstellt 
waren. Es würde mithin ihn genau so viel oder genau 
so wenig Schuld wie die übrigen Direktoren treffen, die 
im Kollegium verbleiben. Aller Wahrscheinlichkeit nach 
haben denn auch direkt diese Vorgänge mit der Demission 
des Herrn Dr. Weber nichts zu tun. Sie steht wohl nur 
in einem indirekten Zusammenhange mit ihnen. In Verfolg 
jener Ereignisse ist es, wie man hört, zu einem Konflikt 
zwischen der Frankfurter Direktion und den Frankfurter 
Mitgliedern des Aufsichtsrats einerseits und der Berliner 
Direktion gekommen. Es haben erregte Auseinander- 
setzungen statigefunden, die damit endeten, dass einer der 
tüchtigsten Frankfurter Direktoren nach Berlin delegiert 
wurde, Damit sind die Kompetenzen der Berliner Ge- 
schäftsleitung erheblich eingeschränkt. Und Erörterungen, 
die damit im Zusammenhang stehen, haben auch wohl zum 
Ausscheiden des Herın Dr. Weber geführt. Auch Herr 
Dr. Weber hat, ebenso wie Herr Schiff, keine Gelegenheit 
gehabt, in der kurzen Zeit seiner Tätigkeit die Grösse 
seines bankdirekiorialen Formates zu erweisen. Er war 
jedenfalls mit grossen Hoffnungen und Plänen nach Berlin 
gekommen und hatte sich hier zunächst mit seiner aner- 
kannt grossen Arbeitskraft emsig betätigt. Sein Aus- 
scheiden aus der Bank dürfte namentlich von den Bank- 
beamtenorganisationen bedauert werden, zu denen er schon 
in seiner Löbauer Zeit eine ziemlich enge und verständ- 
nisvolle Fühlung unterhalten hatte. Auch bier steht, wie 
tei der Nationalbank für Deutschland, über den persön- 
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lichen Dingen das Interesse an der sachlichen Auf- 


klärung. 


* * 


Die beiden Fälle lassen weniger klar erkennen, als 
ahnen, dass in der Berliner Bankwelt sich gewisse Um- 
wälzungen vorbereiten, die vermutlich kurze Zeit nach dem 
Kriege schon, wenn nicht gar vorher, ihren Ausdruck in 
neuen Kombinationen und Fusionen finden werden. 

Die Anfänge 
der Bestre- 
bungen zur 
Einführung eines Zwangsvergleichs ausserhalb des Kon- 
kurses liegen bereits über zehn Jahte zurück. Die erste 
Abweisung der aus Handelskreisen stammenden Forderung 
legte das Reichsjustizamt in einer Denkschrift am 1. De- 
zember 1906 dem Reichstag vor. Da die Bestrebungen 
nicht zur Ruhe kamen, erklärte sich der Staatssekretär 
des Reichsjustizamts im Jahre 1912 dem Reichstag gegen- 


mr. Zwangsvergleich ausserhalb 
des Konkurses. 


über bereit, die Frage weiterhin zu prüfen. Der Reichstag 
selbst sprach sich im Jahre 1913 für die Einführung aus. 
Die Verhandlungen des Deutschen Juristentages liefen 
ebenfalls auf eine Begünstigung der Forderung hinaus. 
Wahrend des Krieges haben dann diese Bestrebungen, 
namentlich durch die Anordnung einer Geschäftsaufsicht 
zur Abwehr des Konkurses und ganz besonders durch 
das in Oesterreich eingeführte ausserhalb des Konkurses 
stehende Vergleichsverfahren von neuem Aufschwung und 
Förderung erfahren. Worin bestehen denn eigentlich die 
Mängel des Konkursverfahrens, die eine solche Umwälzung 
wünschenswert erscheinen lassen? Das heutige Konkurs- 
verfahren ist unwirtschaftlich, langwierig und teuer. Die 
bis in alle Zeiten gehende Regressmöglichkeit des 
Gläubigers lähmen die Erwerbslust des Konkursschuldners, 
der sich vollständig dem Zugreifen der alten Gläubiger 
ausgesetzt sieht. Zwar bietet die Konkursordnung die 
Möglichkeit, dass der Schuldner sich durch Zahlung einer 
gewissen Quote ein für allemal von seinen Gläubigern 
freikaufen kann. Allein die Justizstatistik beweist, eine 
wie geringe Zahl von Konkursen durch Zwangsvergleich 
endet, sie beweist, dass die Zahl, die 1895 noch 32,8 %, 
im Jahre 1913 aber nur noch 23,6%, aller Fälle betrug, 
sich in absteigender Linie bewegt. Dieses Zurückgehen 
ist um so auffallender, als nach den Motiven der Konkurs- 
ordnung der Zwangsvergleich gerade als die normale 
Beendigungsart -eines Konkurses gedacht war. Die 
Ursache, dass bei der stetig wachsenden Zahl der 
Konkurse die Vergleiche in erheblichem Masse zurück- 
gingen, ist wohl darauf dass der 
Schuldner, hat er einmal die Unannehmlichkeit einer Kon- 
kurseröffnung über sich ergehen lassen müssen, kein 
grosses Interesse daran bat, durch Aufbringung grösserer 
Mittel, die er doch nur als neue Schuldenlast mit sich 
tragen würde, einen Zwangsvergleich einzugehen. Ob er 
sich jetzt um Mittel bemüht, um den Mindestsatz zu einem 
Vergleich zu erschwingen oder ob er gewärtig sein muss, 
dass späterhin nach Konkursschluss seine Gläubiger weiter- 
hin auf Resterfüllung ihrer Forderungen dringen, das ist 
ihm, da der Konkurs nun doch einmal eröffnet ist, oftmals 
gleichgültig. Man kann dabei die Frage aufwerfen, ob 
nicht etwa der Vergleich im Konkurse so auszubauen wäre, 
dass er die Vorteile eines Vergleichs ausserhalb des Kon- 


zurückzuführen, 


kurses böte und dass damit die strittige Frage der Not- 
wendigkeit eines Vergleichsverfahrens ausserba'b des Kon- 
kurses hinfällig geworden wäre. Als Vorteile, die der 
Zwangsvergleich ausserhalb des Konkurses bieten soll, 
werden vornchmlich grössere Schnelligkeit und Verbilligung 
des Verfahrens sowie das Niehtindieerscheinungtreten 
der von einem Konkurse unabtrennbar verbundenen ge- 
schäftlichen capitis diminutio angeführt. Beide Punkte 
können auf den Zwangsvergleich nach Kopkurseröffnung 
gleichfalls bezogen werden. In ersterem Falle wären die 
bestehenden Vorschriften dahin abzuändern, dass bei jedem 
Konkurs als erste offizielle Amtshandlung obligatorisch ein 
Versuch zum Zwangsvergleich unternommen würde, Ge- 
lingt er, so wären die Kosten und die Zeitverluste kaum 
grösser als beim aussergerichtlichen Vergleich. Gelingt 
er nicht, so sind damit andererseits für die Durchführung 
des weiteren Konkursverfahrens Kosten und Zeit gespart. 
Andererseits wird vollkommen verkarnt, dass erst die 
Eröffnung des Konkurses das geschäftlich entehrende 
Moment bedeutet. Entehrend in diesem Sinne ist nicht 
etwa die Tatache der Konkurseröffnung, soudern die Tat- 
sache, die notwendigerweise auch dem Vergleich ausser- 
halb des Konkurses zugrunde liegen muss: die Zahlungs- 
unfähigkeit. Es ergibt sich demnach eine fast ausschliess- 
liche Gleichstellung im Wesen des Zwaugsvergleichs vor 
und im Konkurs. Die Notwendigkeit einer Aenderung 
auf diesem Gebiete kann nicht bestritten werden. Kann 
man sich jedoch nicht zu der umwälzenden Neuerung ver- 
stehen, so möge man wenigstens der nicht so umstürzen- 
den aber in demselben Masse fördernden Neuordnung der 
bisherigen Vergleichsmöglichkeit zust'nımen. Hier könnte 
man dann jedenfalls einmal behaupten dürfen, dass ein 
Gesetz durch Flickwerk besser geworden wäre. 


Eines der wichtigsten 
mr. Mitteleuropäische ie Welt: 


Rechtsannäherung. krieg aufgeworfen hat, 


ist das des wirtschaftlichen Ausgleichs und der engeren 
wirtschaftlichen Verschmelzung zwischen Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn. Um dieses Ziel erreichen zu können, 
ist ein Faktor mit von ausschlaggebender Bedeutung: 
eine Ausgleichung extrem abweichender Rechtsnormen 
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sowie eine Annäherung zwischen den Rechtsgrundsätzen 
Recht und Wirtschaft haben 
Je umfassender 


überhaupt ganz allgemein. 
von jeher in engstem Konnex gestanden. 
und eindringlicher dieser Zusammenhapg war, desto bessere 
Erfolge wurden auf beiden Seiten erzielt. Divergenz 
zwischen den praktischen Formen des Wirtschaftslebens 
und den Rechisnormen haben stets zu grosser Unsicherheit 
anf beiden Gebieten geführt. Die ersten Versuche zu 
einer Rechtsannäherung greifen wohl schon in die Zeit 
vor dem Kriege zurück. Dem Deutschen Juristentag ist das 
Verdienst zuzuschre.ben, die Gedanken in diesem Sinne 
erweckt und gefördert zu haben. Auch rein wirtschaftliche 
Organisationen, wie die der Aeltesten der Kaufmannschaft 
in Berlin, haben diesen Plänen seit Jahren ihr besonderes 
Interesse entgegengebracht. Durch die weltgeschichtlichen 
Ereignisse ist der Gedanke eines Zusammenschlusses auch 
auf rechtlich-wirtschaftlichem Gebiet aus dem Stadium des 
Wünschens in das des Wollens getreten. Als fördernde 
Institution ist in Berlin kürzlich die neugegründete Reichs- 
deutsche Waffenbrüderliche Vereinigung getreten, die durch 
einen für diese Zwecke arbeitenden und werbenden Rechts- 
ausschuss, dem in Wien und Budapest analoge Organi- 
sationen an die Seite treten werden, den Gedanken einer 
Rechtsannäherung unterstützt und fördert, Dass für eine 
Ausgleichung nicht alle Rechtsgebiete in Betracht kommen, 
dass für sie im allgemeinen nur wirtschaftliche Gesichts- 
punkte ausschlaggebend sein können, ist selbstverständlich. 
Was wir unter dem sogenannten Verkehrsrecht verstehen, 
also zunächst das gesamte Handelsrecht, das Wechsel-, 
Scheck- und Konkursrecht, das Seerecht und der gewerb- 
liche Rechtsschutz zählen hierher. Dass aber auch hier 
nicht an eine durchgehende Nivellierung gedacht werden 
kann und darf, ist gleichfalls einleuchtend; so ist z. B., 
wie Frhr. von Call in der Wiener Neuen freien Presse 
(23. Mai) ausführt, die Besonderheit des dsterreichisch- 
ungarischen Aktienrechts zu bedenken, das namentlich in 
bezug auf die Gründungsnormen sehr starke Eigenheiten 
hat und diese wohl auch nicht, wie ja auch die darüber 
gepflogenen Verhandlungen des Wiener deutschen Juristen- 
tages von 1912 ziemlich deutlich aussprechen, aufgeben 


könnte. Nächst dem mit Wirtsckaftsfragen eng ver- 


Warenmarktpreise im Mai 1916. 


1 10 17. 24 29 
Weizen New York. 2 7005 124½ 124½ 117%¼ 116½ cts., per bushel 
Mais Chicago od 77 745/3 84 BUR 701/3 cts. per bushel 
Spelzspreumehl, Berlin 28— 35 28—35 27—34 26—34 26—34 | M. per dz 
Kupfer London... 2. M i: 135 140 145 1321/, 126 E per ton 
renne, 200 1981/2 197½ 192 193 Æ per ton 
finko vondons e SEN er 98 98 29 95 80 per ton 
Blei London POPR 34% 341) 3234 312), 818 -Æ per ton 
Siber- enden DR ee 374/g 36½ 361/, 343/16 333/4 d per Unze 
Eisen Glasgow . . To R SNE 90 90 — 92/6 — sh/d per ton 
Baumwolle New yore 2 12,48 12,85 13,15 13,05 13,00 cts. per Pfd. 
Baumwolle Liverpool 75 ‚90 8,17 8,29 8,24 8,22 d per Pfd. 
Schmalz Chicago 13,07½ 12,80 2 127 12,52½ Doll. per 100 Pfd. 
Petroleum New York. . Babe 8,95 8,95 8,95 8,95 cts. per Gallone 
Eier, frische, bessere Sorten 12805 — 15 12,55 12,55 13,10 M. per Schock 


bundenen Recht käme für den Annäherungsgedanken je- 
doch auch das gesamte Gebiet des privaten bürgerlichen 
Rechts in Frage, soweit nicht auch die hier in noch 
viel stärkerem Masse zu wahrenden Eigentümlichkeiten 
zu berücksichtigen sind. Die allgemeinen grossen Grund- 
züge des deutschen bürgerlichen Rechts, das Prinzip des 
Schutzes des guten Glaubens, der Uebereinstimmung mit 
dem Sittengesetz, der Fürsorge für die wirtschaftlich 
schwächere Partei, der Rechisgewissheit sind hier gemeint. 
Es sind also mit anderen Worten die Bestimmungen des 
für den Charakter des Gesetzes ausschlaggebenden all- 
gemeinen Teils miteinander auszugleichen. Die speziellen 
Normen des Familienrechts, des Erbrechts und auch teil- 
weise des Obligationen- und Sachenrechts wurzeln dagegen 
so sehr in der Eigentümlichkeit eines Landes, dass hier 
die Bodenständigkeit nicht angetastet werden darf. Schliess- 
lich wären auch die Grundzüge des Prozessrechis in eine 
gewisse Uebereinstimmung zu bringen, und zwar sowohl 
Zivil- als auch Strafprozessrecht. Dass das Strafrecht 
bereits in der Entwicklung zum Internationalismus be- 
griffen ist, ist ja bekannt. Des besonderen Hinweises 
sind die Erfolge wert, die diese internationale 
Rechtsassimilierung vorbereitende Internationale krimi- 
nalistischen Vereinigung hierbei erzielt hat. Die in den 
Grundzügen übereinstimmenden Strafrechiskodifikalionen 
der neueren Zeit in Norwegen und der Schweiz, die Vor- 
arbeiten in Deutschland und Oesterreich beweisen am 
besten die Möglichkeit und Zweckmässigkeit einer inter- 
nationalen Uebereinstimmung der allgemeinen Grundsätze 
einer Rechisdisziplin. Das Deutsche Reich sah sich ebenso 
wie Oesterreich-Ungarn schon vor dem Kriege vor die 
Aufgabe gestellt, grosse und wichtige Gebiete seines 
Rechlslebens neu kodifizieren zu müssen. Die Aussicht 
auf Verwirklichung des Annäherungsplanes ist daher be- 
züglich einiger bestimmter Materien sehr nahe gerückt. 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Zwei finanzpolitische Massnahmen unserer Gegner 
aus den letzten Wochen verdienen hier einige Beachtung, 
da sie interessante Streiflichter auf bestehende Schwierig- 
keiten werfen und andererseits auch in ihrer Zukunfis- 
wirkung noch weiter von Bedeutung werden können. In 
England ist ein Gesetz verabschiedet worden, welches 
eine Sondereinkommensteuer aus den Erträgnissen ameri- 
kanischer und anderer ausländischer Wertpapiere vorsieht. 
Die Veranlassung zu diesem Schritt ist, wie ohne weiteres 
zugegeben wird, das allmähliche Versiegen des Zuflusses 
amerikanischer Wertpapiere an die Regierung, womit die 
weiteren Stützungsaklionen für den Sterlingkurs in New 
York in Frage gestellt werden könnten. Bisher waren 
die Käufe des Schatzes an solchen Werten recht umfangreich, 
so lange es sich um Uebernabme der grossen Bestände 
der Banken, Trustgesellschaſten, Versicherungsgesell- 
schaften usw. handelte. Hier ist der Einfluss der Regie- 
rung stark genug, um auch ohne Strafsteuern das Gewollte 
zu erreichen. 

Es ist aber bezeichnend, dass nunmehr, wo der Staat 
an die Effekten-Portefeuilles der Privaten appellieren muss, 
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Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 

G. V.: Poldihütte, Gebhardt & Co., Accu- 
mulatorenfabrik Berlin-Hagen, Spreng- 
stoff. Gesellschaft Kosmos. 

Ironage- Bericht. Bankausweise London, 
Paris. @.-V.: Neue Boden-Akt.- 
Ges., Maschinenfabrik Kyffhäuserhütte, 
Norddeutsche Waggonfabrik Bremen, 
Aschivger Akt.-Ges, Akt.-Ges. für 
Pappenfabrikation, Westfalia Akt.-Ges. 
für Portland - Cement u. Wasserkalk, 
Victoria Versicherungs - Gesellschaft, 
Preussische Lebensversicherungs- Akt.- 
Ges. 


Reichsbankausweis. @.-V.: Kapler 
Maschinenbau-Gesellschaft, Maschinen- 
fabrik Bruchsal vorm. Schnabel & 
Henning, Schlesische Elekirizitäts- u. 
Gas- Ges., Consolidierte Alkaliwerke 


Westeregeln. 
Bankausweis New York. — CG. - ., 


C. & G. Mäller Speisefett-Akt.-Ges. 


Mittwoch, 
7. Juni 


Donnerstag, 
8. Juni 


— 


Freitag, 
9. Juni 


Sonnabend, 
10. Juni 
Montag, 
12. Juni 

Dienstag, 
13. Juni 


Pfingstmontag. 


@.-V.: Handelsbank in Lodz. 


@.-V.: Landbank, Landwirtschaſtliche 
Zentraldarlehnskasse, Köln- Müsener 
Bergwerks - Verein, Charlottenhütte, 
C. Lorenz Akt. - Ges., Prein-Gewebe- 
Akt.-Ges., Portland-Cementfabrik vorm. 
Gebr. Hein. 

Tronage- Bericht. — Bankausweise London, 
| Paris. — @.-V.: Porzellanfabrik Ph. 
Rosenthal & Co., Bochumer Bergwerks- 
Akt. - Ges., Julius Pintsch Akt. - Ges, 
| — Schluss des Bezugsrechts Elektro- 

technische Fabrik Rheydt Max Schorch 

& Co. 

Reichsbankausweis. — G. - V.: Deutsche 
Solvay- Werke, Badische Lokal-Eisen- 
bahnen, Admiralsgarteobad, Berliner 
Victoriamühle, Oscar Schimmel & Co. 

| Akt -Ges., Franz Seiffert & Co., Wayss 

& Freytag. 

Bankausweis New York. — G. -V. Felten 

& Guilleaume Carlswerk Akt. - Ges., 

Mannheim-Bremer Petroleum-Akt.-Ges., 

Deutsch- Niederländische Telegraphen- 

Gesellschaft, Deutsch-Südamerikanische 

Telegraphen- Gesellschaft, Amme Gie- 

secke & Konegen Akt.-Ges., Deutsche 

Wasserwerke, Lederfabrik Hirschberg 
vorm. Heinrich Knoch, Central- Bank 
Akt.- Ges. Hamburg, Teutonia Ver- 
sicherungs-Akt.-Ges. 


Mittwoch, 
14. Juni 


Donnerstag, 
15. Juni 


Freitag, 
16. Juni 


Sonnabend, 
17. Juni 


N) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
lassen. Unter dem Datum steht immer der Privatdiskont in 
Berlin vom selben Tag des Vorjahres. 
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| @.-V.: Lübecker Maschinenbau-Ges., Cne- 
mische Fabrik Heinrichshall, Ver. Harzer 
Portlaud-Cement- u. Kalkindustrie. 

@.-V.: Akt.-Ges. für chemische ladustrie 
Gelsenkirchen - Schalke, Braunkohle- 
Akt.-Ges., Sächsische Maschinenfabrik 
Hartmann. 


Montag, 
19. Juni 


Dienstag, 
20. Juni 


Ausserdem zu achten aut: 

Dipvidendenschätzungen der 
fabriken. 

Verlosungen: 
10. Juni: 2% Antwerpener 100 Fr. 
(1903). 14. Juni: 2½ % Griechische 
Nationalbank Prämien-Anleihe (1904). 
15. Juni: 2½% Brüsseler 100 Fr. 
(1902), 3% Credit foncier Egyptien 
Obl. (1886, 1903, 1911), Freiburger 
20 Fr. (1898), Holländische 15 Gld. 
(1904), 4% Pariser 500 Fr. (1865), 
5 % Suez-Canal 500 Fr. (1868), Congo 
100 Fr. (1888), 3% Pariser 400 Fr. 
(1910). 


Zucker- 


diese Zwangsmassregel erforderlich wird. Wir sehen hier 
dieselben Erscheinungen sich wiederholen, die bei den 
früheren Kriegsanleiheemissionen schon in die Augen fielen. 
Der Staat ist zur Erzielung seiner finanziellen Kriegs- 
notwendigkeiten im wesentlichen auf die Fonds und den 
Wertpapierbesitz der grossen Geldsammelstellen, Banken, 
Versicherungsgesellschaften usw. angewiesen, während sich 
das private Kapital ihm mehr und mehr verschliesst. Es 
fehlt eben das starke Verantwortlichkeitsgelühl, das für 
die Bereitstellung auch der Mittel zur finanziellen Krieg- 
führung in Deutschland den gesammten Besitz, vom 
kleinsten Sparer angefangen, bisher beseelt hat. Die eng- 
jische Regierung trägt diesem Mangel an Vertrauen und 
Opferbereitschaft bei ihren Bürgern schon längere Zeit 
dadurch Rechnung, dass sie einer Fundierung ihrer lawinen- 
artig wachsenden schwebenden Schuld durch Emis- 
sion einer langfristigen Anleihe aus dem Wege geht und 
sich weiter mit Begebung von Schatzwechseln, dıei- und 
fünfjährigen Schatzscheinen behilft. Bis zum 20. Mai 
waren bereits mehr als 660 Millionen Pfund solcher 
innerhalb eines Jahres und vielfach noch mit kürzerer 
Frist fälligen Schztzwechsel im Umlauf, währen! zirka 
215 Millionen Pfund Schatzscheine ausgegeben waren. 


Was die Fernwirkung der j tet beschlossenen Straf- 
einkommensteuer auf amerikanische Effekten betrifft, so 
wird die City erwarten müssen, dass sich der englische 
Kapitalist dieses Vorgehens der Regierung erinnern wird, 
wenn es später einmal gibt, fremden Werten wieder den 
englischen Markt zu Öffnen. Gewiss wird in absehbarer 
Zeit England nach diesem Kriege kaum in der Lage seiv, 
dem eigenen und dem kolonialen Kapitalbedärfnis zu 
genügen, aber schliesslich wird es doch notwendig werden, 
soll die Weltstellung der City je wieder aufgerichtet 
werden, auch fremden Emissionen wieder zu dienen. Die 
Kurzsichtigkeit der jetzigen Strafsteuer dürfte sich dann 
recht unangenehm fühlbar machen. 


Die zweite finanzpolitische Massnahme, die uns hier 
interessiert, sind die neuen Ueberwachungsdekrete gegen 
die Banken, welche der russische Finanzminister Bark 
jetzt erlassen hat. Sie bedeuten, wenn die Einzelheiten, 


welche die Presse wiedergibt, stimmen, das Weitgehendste, 
was je von Eingriffen in eine privatkapitalistische Betätigung 
vom Staate geleistet worden ist. Die gesamte Geschäfts- 
führung der Banken soll unter ständiger Kontrolle von 
Regierungskommissaren stehen, denen zu diesem Zwecke 
auch der Einblick in die Bücher gewährt werden muss. 
Die Anlage der Mittel der Banken kann daher auf diese Weise 
von der Riegierung in der lediglich ihren Zwecken 
dienenden Weise dirigiert werden, und damit auch die 
letzten Druckmittel in dieser Beziehung nicht fehlen, 
bestimmt die Verordnung, dass es der Regierung freisteht, 
die Verwaltungsorgane nach Belieben abzusetzen. 

Es ist klar, dass diese brutale Einmischung in die 
private Rechtssphäre im Interesse ‚der weiteren Kriegs- 
finanzierung unternommen weiden muss. Wie wir bei 
Betrachtung der russischen Kriegsemissionen hier mehrfach 
ausgeführt haben, handelt es sich bei diesen sich schnell 
aufeinander folgenden Aktionen um keine Mobilisierung 
der Volksgelder im weiten Sinne mehr, nachdem schon die 
ersten Emissionen unter einer für Russland viel günsti- 
geren Kriegslage die absolute Weigerung des russischen 
Privatkapitals erwiesen hatten, sich dem Staate zur Ver- 
fügung zu stellen. Die Emissionen bezweckten vielmehr, 
die Mit el der grossen Spar- und Depositenorganisationen 
im Lande, der Banken, gegenseitigen Kreditgesellschaften, 
Sparkassen usw. der Staatskasse zuzuführen. Es ist 
zweifellos, dass es hierbei schon mit recht unsanftem 
Zwange zugegangen ist, die oben erwähnte Verodnung 
über den Geschäftsbetiieb der Banken lässt aber erkennen, 
dass die Wiederstände aus diesen Kreisen allmählich so 
gross geworden sind, dass neue Mittel der Regierung zur 
Errivgung ibrer Zwecke erforderlich werden. Der Deck- 
mantel für die neue Bestimmung sind Ausschreitungen, 
die bei einigen Banken durch Waren- und Valutenspeku- 
lation usw. vorgekommen sind. Es glaubt aber ernstlich 
natürlich kein Mensch, dass die Verordnung nur den Zweck 
habe, solchen Erscheinungen vorzubeugen, zumal diese 
durch viel weniger bedenkliche Mittel hätten bekämpft 
werden können. Man wird nun in der Folge damit 
rechnen müssen, dass die schon jetzt recht unzureichenden 
Liq uditälszustände bei den russischen Depositeninstituten 
roch weiter verschlechtert werden, indem ein immer 
grösserer Teil der Kreditorenbeträge gegen eigene oder 
zu hohen Kursen in Lombard genommene russische Kriegs- 
anleihe vaiedieren wird. 

Die Verschiebungen am deutschen Devisenmarkt in 
der letzten Zeit waren ziemlich gering. Immerhin ist zu 
konstatieren, dass sich das Schwergewicht des Bedarfs 
an fremden Zahlungsmilteln von den skandinavischen 
Valuten auf die Devise Holland übertragen hat. Die 
Notierungen hier sind ziemlich gleich geblieben, nur 
Zahlung Amsterdam ist etwas in die Höhe gegangen. 
Die Aenderung im Wertverhältnis ist aber immerhin be- 
deutender, so dass die skandinavischen Kurse, die hier 
früher erheblich unter der Weltmarktspırität waren, heute 
eher darüber stehen, währen i Zahlusg Amsterdam trotz 
höheren Kurses noch unter dem Weltpreis notiert wird. 
Cable New Vork ist ziemlich unverändert geblieben. 


Justus. 
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Plutus-Archiv. 
Meue Literatur der Volßswirtfehaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sin 
Voreinsendung des Betrages oder gegen 


Antwerpen. Seine Weltstellung und Bedeutung 
für das deutsche Wirtschaftsleben. Von Hermann 
Schumacher, o. Professor der Staa'swissenschaften 
a. d. Universität Bonn. München und Leipzig 1916. 
Verlag von Duncker & Humblot Preis geb. 3.— M. 

Vorwort — Autweipens Aufs ieg. — Antwerpens 

Hafen, Scelage und Hinterland. — Antwerpens Besonder- 

heit. — Antwerpens nıürl.che Billigkeit. — Antwerpen 

und der Rhein. — Antwerpen und die Eisenbahn. — 

Antwerpens Hafenpolitik. — Antwerpens Stellung im Ein- 

und Ausfuhrhandel. — Antwerpen als Bank- und Börsen- 

platz. — Antwerpen als Reedereiplatz, — Antwerpen als 

Industriep'atz. — Anhang. — Literatur. 


Deutschlands zukünftige Zoll- und Handelspolitik. 
Von Curt Fritsche, Generalsekretär. Dresden und 
Leipzig. 1916. „Globus“ Wissens.haflliche Verlags- 
anstalt. Preis 1,20 WM. 

Der private Kriegskredit un! seine Organisation 
Von Dr. R Deumer. Heft 186 der Staats- und sozial- 
wissenchaftlichen Forschungen. He au gegeben von 


Gustav Schmoller un! Max Sering. München und 
Leipzig 1916. Verlag von Duncker & Humblot. 
Preis 5,70 . 
Das Kriegs kreditwesen — Vorwort. — Die Kıieas- 
kreditkrisis. — Der Begriff des Kriegskredits. — Das 
Kriegskreditsbedürfnis im allgemeinen. — Die Uısachen 


des Kriegskreditsbedürfuisses im allgemeinen. Die 
Forderungen auf Barzahlung gewisser Lieferantengrupp®n 
als generelle Kreditentziehung. — Die Zahlungsunwillig- 
keit gewisser Schulduer. — Abwägen dieser beiden Ver- 
ursachungsmonente nich ihrem Beeinflussungsgrade, 
Die Ablehnung der Wechselkreditform. — Berichte über 
eine verständige Handhabung des Kıeditverkehis. — Das 
Verbalten der Banken und Kreditinstitute. — Das Kredit- 
bedürfnis in sozialer und territorialer Gliederung. — Das 
Kriegskreditbedürfnis besonders betroffener Erwerbs- und 
Bevölkerungsschichten — Acusserungen der Kıiegskredit- 
banken über die Ursachen des Kreditbedürfnisses. — Das 
Kriegskreditbedürfnis und seine Beriedigung in territo- 
rialer Beziehung nebst einer Tabelle. — Die volkswirt- 
schaftliche Notwendigkeit der Befr'edigung des Kriegs- 
kredilbedürfnissee, — Das Mittel zur Hebung des Kriegs- 
kıeditbedürfnisses. — Die Regelung des Kıeditverhältnisses 
von zur Zeit des Kriegsbeginnes schwebenden Kredit- 
ansprüchen. — Die Mora oriumsfrage. — Das individuelle 
Moratorium. — Die Teilmoratorien. — Die Organisation 
des Kriegskredites. — Die allgemeine Bedeutung der 
Kriegskreditorganisationen, — Ihre Veranlassung und Not- 
wendigkeit. — Die Kriegskreditbanken als Zwischenorgani- 
sationen. — Die Funktionen der Kriegskredilbanken. — 
Die Rechtsform. — Organisation und Lig udation. — Das 
eigene Vermögen und dessen Aufbringung. Die Be- 
teiligungen. — Die Kreditformen. — Die Sicherstellung 
der Kredite, — Die Kreditdauer und Prolongation. — 
Der Zinssatz. — Die Kredithöhe. — Besondere Kriegs- 
kreditmassnahmen: Die Darlehenskassen. — Die genossen- 
schaftliche Hilfsaklion Die Kredilverhältnisse des 
städtischen Grundbesitzes. Sondergründungen. 
Schlusskapitel. 


Erwerbs möglichkeiten für Kriegsbeschädigte und 
Kriegerwitwen auf dem Lande. Anregungen una 
Ratschläge von Willy Hintz. M.-Gladbach 1916. 
Verlag des Volksvereins. Preis 0,40 c#. 

Einleitung. — Erwerbszweige: Bienenz 
haltung, Kaninchenzucht, Schweinehaltung, 


ucht, Geilügel- 
Ziegen, Klein- 


die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 
besprechen. Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert. 


) 


d von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


viehwirtschaft, Obstbau, Gemüsezucht, Korbweidenkultur, 
Seidenbau. — Absatz der Erzeugnisse. — Wie komme ich 
zu einem Kleinbesitz? — Vorteile der Landbeschäftigung. 


Das mitteleuropäische Weltreichsbündnis. Gesehen 
von einem Nichtdeutschen. Von Dr. Eduard Palyi, 
Budapest. München und Leipzig 1916, Verlag von 
Duncker & Humblot. Preis 0,80 M. 

Die wirtschaftliche Blüte des Deutschen Reiches unter 
Kaiser Wilhelm II. als eigentliche Ursache des Krieges. — 
Die Notwendigkeit und Möglichkeit der Gründung eines 
neuen mitteleuropäischen Weltreichsbündnisses. — Die 
Lasten der Weiterrüstung im künftigen Frieden. — Die 
Gefahren fortschreitender Technik im nächsten Biege. — 
Sicherungsmittel zur Erhaltung des Friedens. — Wieder- 
herstellung der persönlichen Freiheit nach dem Kriege. — 
Soziale Recormen im künftigen Mitteleuropa. — Theo- 
retischer und praktischer Soz:alismus. — Die verheerende 
Handhabung des Boykolts durch die Gewerkschaften. — 
Die Notwendigkeit einer gerechteren Steuerverteilung nach 
Wiederherstellung des Friedens. — Staatliche Riesen- 
betriebe. — Schaffung von Albeitsgelegenheiten durch den 
Staat. — Die leitenden Gesichtspunkte der neuen Organi- 
satioa des mitteleuropäischen Weltreichsbündnisses. — Die 
Rolle Oesterreich-Ungarns. — Militätisches Bündnis. — 
Die Einführung der deutschen Sprache in Ungarn, — Die 
Neuregelung der Wappenfiage zwischen Oesterreich und 
Ungarn. — Die Vorteile eines mitteleuropäischen Bünd- 
nisses für Deutschland. — Die Hilfe der Mohammedaner 
zur Befestigung des neuen Bündnisses, — Ausschaltung, 
des nationalen Egoismus innerhalb Mitteleuropas. — Die 
Aufhebung der Zollschranken. — Die Unzulänglichkeit 
der Meistbegünstigung für die zukünftige handelspolitische 
Neugestaltuag Mitteleuropas. — Die Kosten eines be- 
waffneten Friedens — Das neue Weltgeld. — Die neue 
Bundessprache. — Zusammenfassung. 


Das gesamte Buch- und Rechnungswesen der 
G. m. b. H. Von C. Steiner. Vorlagewerke für 
die Praxis. Band 2. 3. Auflage um / vermehrt. Auf 
Grund der gesetzlichen Bestimmungen bearbeitet. 
Dresden 1915. Verlag von C. Steiner, Fachschrifi- 
steller. Preis 3 c#. 

Gesetzliche Bestimmungen und Erläuterungen. 
Buchungsbeispiele und Bilanzschemata mit Anmerkungen. 
— Entwurf zu einem Gesellschaftsvertrage. — Mitteilungen 
des Verbandes der G. m. b. H. — Sachregister. 

Die neuen Wege der Weltwirtschaft. Der Süd- 
osten. Eine wirtschaftsstatistische Materialsammlung. 
Wien 1916. Compass Verlag. 

Albanien. — Bulgarien. — Griechenland. — Mon- 
tenegro. — Rumänien. — Serbien. — Türkei. 

Die kulturpolitische Mission Bulgariens. Von Dr. 
Paul Ostwald. Heft 8 der Bibliothek für Volks- 
und Weltwirtschaft. Herausgeber Professor Dr. Franz 
Mammen. Dresden und Leipzig 1916. „Globus“ Wissen- 
schaftliche Verlagsanstalt. Preis 1,— .. 

Das alte Bulgarenrecht. — Die Türkenherrschaft und 
ihre Folgen. — Das nationale Werden Neubulgariens. — 
Die geistige Befreiung. — Die politische Befreiung. — 
Das neue Bulgarenreich. — Die Politik der Selbständig- 
keit. — Die Wirtschaft, — Landwirtschaft. Fostwirt- 
schaft und Fischerei. — Industrie und Gewerbe. — Handel 
uad Verkehr —Das kulturelle Leben. — Schlussbemerkung. 
Deutschland als geschlossener Handelsstaat im 

Weltkriege. Von Prof. Dr. Karl Diehl, Berlin- 
Stuttgart 1916. Deutsche Verlagsanstalt. Preis 0,50 . 


Das moderne Zollschutzsystem und seine wissen- 
schaftlichen Befürworter und Gegner in Deutsch- 
land seit den siebziger Jahren des XIX. Jahr- 
hunderts. Von Dr. Fritz Mender. Zürich 1916. 
Druck und Verlag von Art. Institut Orell Füssli. 
Preis 420 WM. 

Vorwort. — Zur Einleitung. — Das moderne Zoll- 
schutzsysiem und die weltwirtschafiliche Entwicklung. — 
Die Kontroverse: Industriestaat. — Agrarstaat. — Die Ar- 
gumente der Befürworter des Zollschutzsystems. — „Zu- 
sammenbruch“ des Industriestaates. — Die zeitweise auf- 
tretenden Störungen der industriestaatlichen Volkswirt- 
schaft. — Der Ausweg aus der „prekären Abhängigkeit“. 
— Die Argumente der Gegner des Zollschutzsystems: 
Der günstige Einfluss der freien weltwirtschaftlichen Ent- 
wicklung auf die Volkswirtschaft. — Die freihäudlerische 
Kritik des Arguments vom Zusammenbruch des Industrie- 
staatssystems. — Die freihändlerische Kritik des Argu- 
mentes der zeitweise auftretenden wirtschaftlichen Störungen. 
— Die Lö zung der Kontroverse Industriestaat. — Agrar- 
staat stützt weder den Schutzzoll noch den Freihandel. — 
Das alte und das neue Schutzsystem. — Die wirschaftliche 
Expansion als Ursache der Verflechtung der einzelnen 
Volkswirtschaften in die Weltwirtschaft. — Der Industrie- 
und der Agratstaat als Folgen der kapitalistischen Ent- 
wicklung. Das Ende! der Arbeitsteilung zwischen 
Industriestaat und Agrarstaat. Das Argument des 
Standortes der Industrien. — Die zeitweise auftretenden 
Störungen der Volkswirtschaft. — Das moderne Zullschutz- 
system und das Bevölkerungsproblem. — Die Argumente 
der Befürworter und der Gegner, — Kann das modeıne 
Zollschutzsystem seine Rechtfertigung im Bevölkerungs- 
problem finden? — Das moderne Zollschutzsystem und 
die Landwirtschaft. — Die Befürworter und die Gegner 
des landwirtschaftlichen Schutzes — G. Ruhland als 
Befürworter des landwirtschaftliichen Schutzes. — Der 
Agrarzoll im Konkurrenzkampfe der industriestaatlichen 
Landwirtschaft mit dem Agrarstaat. — Die Entstehung 
Theorie des landwirtschaftlichen Schutzes in Deutschland. 
— Die land wirtschaftliche Konkurrenz der Agrarländer. — 
Begünstigt der Agtarzoll die Lage der Landwirtschaft 
des Industriestaates im Konkurrenzkampf mit dem Agrar- 
staat. — Das Erziehungsargument des landwirtschaften 
Schutzes. — Die technische Möglichkeit und die wirt- 
schaftliche Unmöglichkeit der erwünschten Ausdehnung 
der industriestaatlichen Landwirtschaft. — Das moderne 
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Zollschutzsystem und die Industrie. — Die Gegner und 
die Befürworter des Industrieschutzes. — Der moderne 
Industrieschutz als Kartellschutz. — Das moderne Zoll- 
schutzsystem und die Sozialpolitik. — Der Arbeitslohn 
und der Zollschutz. — Das Produzenten- und das Konsu- 
menteninteresse. — Die Sozialpolitik als Festigung des 
sozialen Friedens. — Fördert das moderne Zollschutz- 
system. — Die Sozialpolitik, — Das Produzenteninteresse 
des Arbeiters. — Die Belastung des Einkommens durch 
die Zölle. — Die „Konträrtheorie* Dietzels. — Der 
soziale Friede. — Schlusswort. — Literatur. 


Die eingetragene Genossenschaft. Ein Lehrbuch 
von Dr. Ludwig Waldecker, Gerichtsassesor a. D., 
Privatdozent an der Universität Berlin. Tübingen 1916. 
Verlag von I. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Preis geh. 
9.— f, geb. 1050 M. 

Einleitung: Die „Genossenschaft“. — Die deuische 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft vor der ersten 
gesetzlichen Regelung. — Die eingetragene Genossen- 
schaft des deutschen Rechts. — Die Entstehung der ein- 
getragenen Genossenschaft: Uebersicht. — Die Anwendungs- 
möglichkeit der eingetragenen Genossenschaft. — Die 
eingetragene Genossenschaft als juristischer Begriff, — 
Genossenschaftsregister und Staatsaufsicht, — Die Er- 
richtung der eingetragenen Genossenschaft. — Die Lehre 
von der Mitgliedschaft: Die Rechtsstellung der Mitglieder. 
— Fortsetzung: Der vermögensıechtliche Bestandteil 
des mitgliedschaftlichen Verhältnisses. — Der Erwerb der 
Mitgliedschaft. — Der Verlust der Mitgliedschaft. — 
Wollen und Handeln der eingetragenen Genossenschaft: 
Im allgemeinen. — Die Organisation der eingetragenen 
Genossenschalt. — Die Vermögensverwaltung der einge- 
tragenen Genossenschaft. — Die Beendigung der einge- 
tragenen Genossenschaft: Die Beendigungsgründe. — Die 
Folgen der Auflösung. — Der Konkurs der eingetragenen 
Genossenschaft. — Kriegsverordnungen, — Gesetzesregister. 
Schlagwortregister. 


Geschichtliche Entwicklung der Berliner Elektri- 
zitätwerke von ihrer Begründung bis zur 
Uebernahme durch die Stadt. Von Conrad 
Matschoss. Sonderabdruck aus: Beiträge zur Ge- 
schichte der Technik und Industrie. Jahrbuch des 
Vereins Deutscher Ingenieure. Herausgegeben von 
Conrad Matschoss 1915/1916: 7. Band. Berlin. Verlag 
von Julius Springer. 


Generalversammlungen. 
(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 


termin für die Aktienanmeldung und die dritie den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. 


Der Ort ist der 


Generalversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaſten.) 


Aachen - Mastrichter Eisenbahn - Gesellschaft, 
Aachen, 28. 6., 13. 6., 22. 5. % Aktien-Baugesell- 
schaft Werderscher Markt, Berlin, 30. 6., 26. 6. 
20. 5. % A.-G. Deutsche Kaliwerke Bernterode 
(Untereichsfeld), Berlin, 21. 6., 19. 6., 29. 5. 
A.-G. Deutsches Volksblatt, Stuttgart, Stuttgart, 8. 0., 

‚24.5, e A.-G. Dresdner Immohilien- u. Darlehns- 
bank, Dresden-A., 24. 6., 20. 6., 20. 5. e A.-G. für 
Bahn-Bau u. Betrieb zu Frankfurt a. M., Frankfurt 
a. M., 27.6.. 22.6., 29. 5. A.-G. für chemische Indu- 
strie zu Gelsenkirchen-Schalke, Cöln, 20. 6., 14. 6., 
22. 5. e A.-G. für Kur- und Badebetrieb der Stadt 
Aachen, Aachen, 9. 6, 6. 6., 22. 5. % A.-G. Me- 
chanische Bautischlerei u. Holzgeschäft in Oeyn- 
hausen i. L., Bad Oeynhausen, 24. 6., —, 18. 5. e 
X. -G. Portland-Cementwerk Berka a. Im, Weimar, 
9. 6, 7. 6, 20. 5. % Aktien- Maschinenbau-Anstalt 
vorm. Vennleth & Ellenberger, Darmstadt, Darm- 
stadt, 14. 6., 11. 6., 25. 5. e Aktien- Zuckerfabrik 
„Eichthal“, Braunschweig, 17. 6., —, 30. 5. Aktien- 
Zuckerfabrik Peine, Peine, 12. 7., —, 19. 5. Aktien- 
Zuckerfabrik Salzdahlum, Salzdahlum, 10. 6. 
22. 5. % Aktien-Zuckerfabrik Wierzchoslawice 


» 


in 


Grossendorf, Kreis Hohensalza, Grossendorf, 24. 6., 
—, 30. 5. e Admiralsgarten-Bad, Berlin, 16. 6., 13.6., 
20. 5. „ Adolfshütte Kaolin- u. Chamottewerke 
A.-G. in Crosta-Adolfshütte, Bautzen, 24. 6., 21. 6; 
31. 5. e Allgemeiner Deutscher Versicherungsverein 
ein Stute ser, ute 22 050, le 
Alsterthalbahn-A.-G. (AB ACG), Wellingsbüttel, 22. 0., 
—, 19. 5. e Fritz Andree & Co. A.-G., Berlin, 29. 6., 
26. 6., 31. 5. Anhydat-Lederwerke A.-G., Hersfeld, 
Berlin, 26. 6., 23. 6., 25. 5. e Aschinger's A.-G., 
Berlin, Berlin, 8. 6., 4. 6., 19. 5. e Assekuranz- 
Union von 1865 in Hamburg, Hamburg, 14. 6, —, 
29. 5. 

Badische Feuerversicherungs- Bank, Karlsruhe 
1. B. Karlsruhe, 10, 6., 13, 6, 20 5 „ Bad- Oer 
Kleinbahn, Gelnhausen, 30. 6., —, 29. 5. e Bank 
für Landwirtschaft und Gewerbe A.-G., Cöln, Cöln, 
21. 6., —, 25.5. e Bank für Naphta-Industrie A.-G., 


Berlin, Berlin, 22. 6, 17. 6, 31. 5. e Bergbau- 
gesellschaft Teutonia, Hannover, 23. 6., 20. 6., 
29. 5. e Bergische Kleinbahnen A.-G., Elberfeld, 


Elberfeld, 27. 6., 21. 6., 5. 5. e Bergwitzer Braun- 
kohlenbergwerke A.-G.. zu Bergwitz Bez. Halle, 
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Dresden-A., 17. 6., 13. 6., 25. 5. e Berliner Bank 
e. G. m. b. H., Berlin, 9. 6., —, 30. 5. e Berliner 
Grundverwertung A.-G., Berlin, 15. 6., 12. 6., 25. 5. 
e Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie, 
Eisenach, 17. 6., —, 31. 5. e Berufsgenossenschaft 
der chemischen Industrie, Sektion I, Berlin, 8. 6., 
—, 29. 5. e Berufsgenossenschaft der chemischen In- 
dustrie, Sektion VII, Frankfurt a. M., 21. 6, — 
31.5. e Hans Biehn & Co. A.-G., Dahlem bei Ber- 
lin, Dahlem, 28. 6., 24. 6., 24. 5. e Bochumer Berg- 
werks-A.-G., Bochum, 15. 6., 13. 6., 20. 5. e Braun- 
kohlen-Abbaugesellschaft „Friedensgrube“, Meusel- 
witz, 17. 6, —, 29. 5. „ Braunkohle A.-G. zu 
Berlin, Berlin, 20. 6., 16. 6, 31. 5. e Braunkohlen- 
A.-G. „Vereiusglück“ in Meuselwitz, Berlin, 14. 6., 
—, 29. 5. e Bremer Droschken-A.-G., Bremen, 14. 6., 
10. 6., 24. 5. e Bremer Holzindustrie A.-G., Bremen, 
Bremen, 27. 6., 24. 6., 29. 5. 


Central-Krankenversicherungs-A.-G. Cöln, Cöln, 
22. 6., —, 30. 5. e Cession Rückversicherungs-A.-G. 
in München, München, 15. 6., —, 31. 5. e Chemische 
Fabrik für Hüttenprodukte A.-G., Düsseldorf, 21. 6., 
25. 6., 24. 5. e Chemische Fabrik Griesheim-Elek- 
tron, Frankfurt a. M., Frankfurt a. M., al (ee Ilie (l 
20. 5. e Chemische Fabrik zu Heinrichshall A.-G., 
Gera-Reuss, 19. 6., 15. 6., 25. 5. % Compañia Se- 
villana de Electricidad, Sevilla, Sevilla, 26. 6., 11.6., 
25. 5. e Concordia, Cölmische Lebens-Versicherungs- 
Gesellschaft, Cöln, 29. 6., 28. 6., 26. 5. e Con- 
cordia, Hannoversche Feuerversicherungs-Gesellschaft 
auf Gegenseitigkeit in Hannover, Hannover, 29. 6., 
27. C., 31. 5. e Creditbank Scherrebeck e. G. m. 
b. H. i L., Scherrebeck, 17. 6, —, 22. 5. e Credit- 
verein Wilhermsdorf A.-G., Wilhermsdorf, 28. 6., 
—, 26. 5. 


Dampfkessel- u. Gasometer-Eabrik A.-G., Braun- 
schweig, 22. 6., 19. 6., 25. 5. „Darlehnsbank A.-G., 
Augustusburg i. Erzgeb., 8. 6., —, 20. 5. e Deutsch- 
Niederländische Telegraphengesellschaft A.-G., Cöln, 
Cöln, 17.6., 9. 6, 19. 5. e Deutsch-Ueberseeische 
Elektrizitäts-Gesellschaft, Berlin, 21. 6., 16. 6., 29.5. 
Deutsche Beamten-Lebensversicherung a. G., An- 
stalt des Verbandes Deutscher Beamten-Vereine, Ber- 
lin. 30. 6., —, 25. 5. e Deutsche Eisenbahn-Gesell- 
schaft A.-G. zu Frankfurt a. M., Frankfurt a. M., 
27. 6. 22. 6., 29. 5. e Deutsche Gelatinefabriken 
Höchst a. M., Frankfurt a. M., 22. 6., 20. 6., 31. 5. 
ə Deutsche Handels-A.-G. zu Berlin, Berlin, 17. 6., 
14. 6., 26. 5. e Deutsche Lebensversicherungs-Bank 
A.-G. in Berlin, Berlin, 30. 6. —, 20. 5. è 
Deutsche Musikinstrumenten- und Saitenfabrik Bauer 
& Dürrschmidt A.-G., Markneukirchen, 16. 6., —, 
20. 5. % Deutsche Versicherungs-Gesellschaft in 
Bremen, Bremen, 19. 6., 17. 6., 20. 5. © Deutsche 
Wasserwerke A.-G., Berlin, 17. 6., 13. 6., 25. 5. @ 
Deutsche Werkstätten A.-G, Rähnitz-Hellerau, Dres- 
den, 17. 6., 14. 6., 24. 5. e Deutscher Buchgewerbe- 
verein, Leipzig, 30. 6., —, 29. 5. % Deutscher Offi- 
zier-Verein. Berlin, 8. 6, —, 25. 5. e Deutsch- 
land, Lebensversicherungs-A.-G. zu Berlin, Berlin, 
20. 6, —, 25. 5. e Düsseldorfer Allgemeine Ver- 
sicherungs-A.-G., Düsseldorf, 7. 6., —, 19. 5. 


„Ecclesia“ Baulast- und Teuerversicherungs- 
verein a. G. in Cöln i. L., Remscheid, 24. Or Ey 
25. 5. e Heinr. Ehrhardt A.-G. in Zella St. Blasii, 
Düsseldorf, 21. 6., —, 25. 5. e Eisenwerk und Ma- 
schinenbau A.-G., Cöln, 15. 6., 9. 6., 22. 5. e Eisern- 
Siegener Eisenbahn-Gesellschaft, Siegen, 26. en Ada 
29. 5. e Elektrische Kleinbahn im Mansfelder Berg- 
revier A.-G., Berlin, 26. 6., 22. 6., 17. 5. © Elektrizi- 
täts-A.-G, vorm. C. Buchner, Wiesbaden, Wiesbaden, 
13. 6., —, 29. 5. e Heinrich Ernemann, A.-G. tūr 
Camera-Fabrikation in Dresden, Dresden, 17. 0. 
13.0 22 Ser Eschweiler Dampfziegelei- u. Bau- 
A.-G., Eschweiler, 20. 6., —, 29. 5. 


Fabrik feuerfester u. säurefester Produkte A.-G. 
i. L., Berlin, Berlin, 26. 6., —, 15. 5. e Färbereien 
u. Appreturanstalten Georg Schleber A.-G., Reichen- 
bach 1, V., 7. 6, —, 19. 5. e Fett-Raffinerie-A.-G. 
Bremen, Bremen, 17. 6., 14. 6., 24. 5. e l'euerver- 
sicherungs-Gesellschaft auf Gegenseitigkeit im Elsass 
zu Mülhausen i. E., Mülhausen i. E., 14. 6, —, 
24. 5. e Filter- und Brautechnische Maschinenfabrik 
A.-G. vorm. L. A. Euzinger, Worms a. Rh.-Berlin- 
Breslau,. Worms, 28. 6., 24. 6., 30. 5. e Frank- 
furter A.-G. für Rhein- und Mainschiffahrt, Frank- 
furt a. M., 24. 6., 20. 6., 25. 5. e Frankfurter Gas- 
gesellschaft, Frankfurt a. M., 21. 6., 17. 6., 31. 5. 
ə Frankona Rück- und Mitversicherungs-A.-G. in 
Berlin, Berlin, 22. 6, —, 31. 5. e Freigerichter 


> 


Kleinbahn, Gelnhausen, 30. 6., —, 29. 5. 


Gaswerk Remich A.-G., Remich, 24. 6., 21. 6. 
29. 5. e Gebrüder Poensgen A.-G., Düsseldorf-Rath, 
15. 6., 12. 6., 19. 5. e Gebrüder Stoevesandt, Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien, Rinteln a. d. W., 
Bremen, 13. 6., 9. 6., 19. 5. e Gemeinnützige Bau- 
gesellschaft aut Aktien zu Quedlinburg, Quedlinburg, 
27. 6, —, 20. 5. e Gemeinnützige Baugesellschaft 
Heidenheim a. Brz. A.-G., Heidenheim, 26. 6., —, 
20. 5. e Genzsch & Heyse, Schriftgiesserei A.-G., 
Hamburg, Hamburg, 17. 6., 15. 6., 31. 5. Gesell- 
schaft für Handel u. Schiffahrt, Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien, Hamburg, 17. 6., 10. 6., 29. 5. e 
„Globus“ Versicherungs-A.-G. in Hamburg, Ham- 
burg, 15. 6., —, 20. 5. e Gothaische Kohlensäure- 
Werke (Sondro-Quelle) A.-G., Gotha-Berlin, Berlin, 
19. 6., 12. 6., 26. 5. e Grimme, Natalis & Co., Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien, Braunschweig, Braun- 
schweig, 21. 6., 19. 6., 26. 5. 

Hagener Stadthallen A.-G., Hagen i. W., 2 0r 
18. 6., 30. 5. Handelsgesellschaft ländlicher Ge- 
nossenschaften A.-G. in Berlin, Berlin, 28. 6., 26.6., 
31.5. e Handelsstätte Niederwallstraße A.-G., Berlin, 
19. 6., 16. 6., 20. 5. e „Hansa“, Allgemeine Ver- 
sicherungs-A.-G., Hamburg, Hamburg, 9. 6, —, 
25.5. „ IIcerdter gemeinnütziger Bauverein, Heerdt, 
16. 6., —, 24, 5. e Herrmannsbad-A.-G., Bad Lausick, 
Bad Lausick, 14. 6., —, 24. 5. e Heymann & Schmidt, 
Luxuspapierfabrik A.-G., Berlin, 20. 6., —, 25. 5 
Hotel- A G. Fürth i. I.., Fürth, 15. 6., —, 22.5. 
e Hotel zum Römischen Kaiser A.-G. vorm. Fr. 
Wentzer-Paxmann, Dortmund, Dortmund, 7. 6., 
Or 6 205 


„Iduna“ Lebens-, Pensions- und Leibrenten-Ver- 
sicherungsgesellschaft a. G. zu Halle a. S., Halle a. I 
17. 6., 13. 6., 30. 5. „ Ilseder Hütte, Gr. Ilsede, 
24. 6., 20. 6, 18. 5. e Industrie- u. Kommerzbank 
A.-G., Berlin, 13. 6., 9. 6., 25. 5. e Internationale 
Baumaschinenfabrik A.-G., Neustadt a. d. Haardt, 
Neustadt, 15. 6., —, 29. 5. e Isergebirgsbahn-A.- G., 
Bad Flinsberg, 17. 6., 13. 6., 26. 5. 


E SE A. Jasmatzi A.-G., Dresden, 17. 6., 12. 6., 


Kabelwerk Duisburg, Duisburg, 10. 6., 6. 6. 
19. 5. e Katholisches Vereinshaus A.-G., Bochum, 
3. 7., — 25. 5. e Kleinbahn-A.-G. Burgsdorf-Mühl- 
berg, Falkenberg, 24. 6., 20. 6., 29. 5. e Kleinbahn- 
A.-G. Könnern-Rothenburg, Halle a. S., 23. 6, 
19. 6., 19. 5. e Kleinbahn-A.-G. Virchow-Ieutsch 
Kroner Kreisgrenze, Dramburg, 22. 6., 19. 6., 29. 5. 
0 Knappschaftlicher Rückversicherungsverband, 
Gross-Ilsede, 10. 7., —, 31, 5. e C. H. Knorr A.-G., 
Heilbronn a. Neckar, Heilbronn, 29. 6., 25. 6., 
31. 5. % Ands. Koch A.-G., Trossingen, 27. 6. 
23. 6., 17. 5. e Kohlscheider A.-G. „Selbsthilfe“, 
Kohlscheid, 17. 6., —, 24. 5. e Kollmar & Jourdan 
A.-G., Uhrkettenfabrik, Pforzheim, 24. 6., 20. 6., 
31. 5. e Königsberger Terrain-A.-G, Oberteich-Ma- 
rannenhof, Berlin, 27. 6, —, 25. 5. e Königsberger 
Zellstoff-Fabrik A.-G., Königsberg i. Pr., 27. 6., 


24. 6., 8. 5. e Max Kray & Co, A.-G., Berlin, 22. 6., 
16. 6., 25. 5. e Kriegskreditbank für Anhalt A.-G., 
Dessau, Dessau, 17. 6., 13. 6., 31. 5. e Kunstanstalt 
vorm. Etzold & Kiessling A.-G., Leipzig, 9. 6, —, 
25. 5. % Kunstmühle Kinck A.-G., Godramstein 
i. Rheinpfalz, Godramstein, 13. 6., 7. 6., 20. 5. 

Lagerei-Berufsgenossenschaft, Berlin, 20. 6, —, 
24. 5. e Landbank in Berlin, Berlin, 14. 0% 9. ©., 
22. 5. e Landeshuter Mühlenwerke A.-G., Landes- 
hut Schi e e e e e o 
& Co. A.-G., Holzminden, Braunschweig, 20. 60., 
17. 6., 24.5., e Lippische Zuckerfabrik zu Lage, 
Lage, 7. 6., —, 22. 5. e Lolat Eisenbeton-A.-G. 
i L, Düsseldorf, 20. 6., 15. 6., 29.5. „ Louisen- 
werke, Thonindustrie A.-G., Voigtstedt, Artern, 10. 6., 
6. 6., 22.5. e Lüdenscheider Portland-Cement-Fabrik, 
Lüdenscheid, 27. 6., —, 25. 5. 

Magdeburger Verkaufsverein für Ziegeleifabri- 
kate, Magdeburg, 15. 6., —, 29. 5. e Mannesmann- 
Mulag (Motoren- und Lastwagen-A.-G.), Aachen, 
28. 6., 24. 6., 13. 5. % Märkischer Bank-Verein 
A.-G., Essen-Ruhr, 23. 6., 19. 6., 31. 5. e Mechanische 
Weberei, Färberei, Druckerei u. Appreturanstalt F. van 
der Wal& Co. A.-G., Dinklage i. Öldenburg, Dinklage, 
14. 6., —, 22. 5. e Meckl. Obstverwertung A.-G., 
Teterow, Teterow, 7. 6., —, 19. 5. e Rud, Meyer 
A.-G. für Maschinen- und Bergbau zu Mülheim- 
Ruhr, Mülheim-Ruhr, 29. 6., 22. 6., 29. 5. e Mittel- 
deutsche Versicherungs-A.-G,, Halle a. S., 23. 60. 
—, 31.5. e Nahrungsmittel-Industrie-Berufsgenossen- 
schaft, Lübeck, 28. 6., —, 18. 6. 

Nassauische Kleinbahn-A.-G., Berlin, 26. 6. 
23. 6., 17. 5. e „Nord u. Süd‘, Allgemeine Ver- 
sicherungsbank A.-G. i. L., Berlin, Berlin, 28. 6., 
—, 31. 5. e Norddeutsche Metall-Berufsgenossen- 
schaft, Berlin, 24. 6., — 24. 5. e Norddeutsche 
Zündschnur-Industrie A.-G. i. L, Wennigsen 
a. Deister, Hannover, 29. 6., 24. 6., 18, 5. e Nuwer- 
schiefer-A.-G., Trier, 24. 6., —, 20. 5. 

Oberrheinische Versicherungsgesellschaft in 
Mannheim, Mannheim, 24. 6., 20. 6, 25. 5. è 
„Ocean“ Versicherungs-A.-G., Hamburg, Hamburg, 
23. 6, —, 31. 5. e Orenstein & Koppel — Arthur 
Koppel A.-G., Berlin, 27. 6., 23. 6., 26. 5. 

Pensionsanstalt deutscher Journalisten u. Schrift- 
steller (Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit) in 
München, Berlin, 24. 6., —, 17. 5. e Pfandler-Werke 
A.-G., Schwetzingen (Baden), Schwetzingen, 17. 6. 
14. 6., 29. 5. e Julius Pintsch A.-G., 15. 6., 10. 6., 
19. 5. e Portland-Cement-Fabrik vorm. Heyn Ge- 
brüder A.-G. in Lüneburg, Lüneburg, 14. 6., 13. 6., 
25. 5. e Portland-Cementwerke „Preussen“ A.-G. 
in Ennigerloh, Dortmund, 21. 6., 10. 6., 26. 5. è 
Portland-Zementwerke „Roland“ A.-G., Beckum, 
26. 6., 22. 6., 18. 5. e Preussischer Beamten-Verein 
zu Hannover, Lebensversicherungsverein a, G., Han- 
nover, 16. 6., 13. 6., 25. 5. e Preussische Lebens- 
versicherungs-A.-G., Berlin, 8. 6., 5. 6, 19. 5. è 
Projektions-A.-G, „Union“ in Berlin, 17. 6., 15. 6; 
19. 5. 

Regenwalder Kleinbahnen A.-G., Labes, 26. 6., 
—, 30. 5. e Rheinisch-Schlesische Versicherungs- 
bank K.-G., Berlin, 20. 6. 17. 6., 29. 5. „ Rlei- 
nische Portland-Cementwerke i. L., Bochum, 30. 6., 
25. 6., 31. 5. e Rheinische Sandwerke, Düsseldorf, 
Düsseldorf, 17. 6., 11. 6., 19. 5. % J. D. Riedel 
A.-G., Berlin, 21. 6., 19. 6., 24. 5. e Roland-Linie 
A.-G., Bremen, Bremen, 30. 6., 27. 6., 26. 5. 
Rückversicherungs-Gesellschaft „Europa“ in Berlin, 
Berlin, 22. 6., —, 31. 5. 

Sächsische Maschinenfabrik vorm. Rich. Hart- 
mann A.-G., Chemnitz, 20. 6., 17. 6, 31. 5. e 
Salpeterwerke Augusta Victoria A.-G., Bremen, 
Bremen, 24. 6., 22. 6., 29. 5. e Sanatorium Buehlau 
bei Weisser Hirsch bei Dresden, A.-G., Dresden-A., 
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Berlin, 16. 6., 13. 6., 22. 5. e Julius Sichel & Co., 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Mainz-Luxem- 
burga Esch ar d Alzi Mainz, eo, glo 20 E30: 
o Siegen-Lothringer Werke A.-G. vorm. H. Fölzer 
Söhne A.-G., Siegen, 26. 6., —, 26. 5. e Siegen- 
Solinger Gussstahl-Aktien-Verein, Solingen, Solingen, 
26. 6., 19. 6., 31. 5. e Sonderburger Elektrizitätswerk 
A.-G., Sonderburg, 24. 6., 20. 6., 29. 5. e Süd- 
deutsche Rückversicherungs-A-G. in München, 
München, 15. 6., —, 31. 5. e Süddeutsche Seiden- 
warenfabrik Neumühle A.-G., Landau, 14. 6, —, 
2085: 

Schellenberger Baubank A.-G., Augustusburg 
i. Erzgeb., 30. 6., —, 31. 5. e Schieferbau-A.-G. 
„Nuttlar‘‘, Nuttlar, 3. 7, —, 25. 6. Schiffs- u. 
Maschinenbau-A.-G. in Mannheim, Mannheim, 14. 6., 
9. 6., 25. 5. e Oscar Schimmel & Co, A.-G., Chem- 
nitz, 16. 6., 12. 6., 20. 5. e Schlesische Elektrizi- 
täts- u. Gas-A.-G., Berlin, 9. 6., 6. 6., 19. 5. 0 
Conrad Scholtz A.-G., Hamburg-Barmbeck, Ham- 
burg, 7. 6., 3. 6., 19. 5. e Schönebeck-Elmener 
Strassenbahn A.-G. in Schönebeck a. Elbe, Schöne- 
beck, 19. 6., 16. 6., 19. 5. Carl Schoening, Eisen- 
giesserei und Werkzeugmaschinenfahrik A.-G. zu 
Berlin-Reinickendorf, Berlin, 28. 6., 24. 6., 30. 5. 
e Schraplauer Kalkwerke A.-G., Schraplau, Mans- 
felder Scekreis, Halle a. S., 26. 6., 23. 6., 30. 5. e 
Schubert & Salzer, Maschinenfabrik A.-G., Chem- 
nitz, 24. 6., 20. 6., 8. 5. e Schutzgemeinschaft für 
Handel u. Gewerbe jur, Personen, Sitz Leipzig, Leip- 
e ee O e, S 

Stellawerk A.-G. vorm. Wilisch & Co., Hom- 
berg-Niederrhein, Duisburg, 21. 6, —, 25. 5. 
„ Strausberg-Herzfelder Kleinbahn-A.-G,, Berlin, 
27. 6., 25. 6., 25. 5. e Stuttgarter Bau-A.-G., Stutt- 
ganr ee ee ee e ee 

Terrain-A.-G, am Treptower Park, Berlin, 26. 6., 
22. 6., 23. 5. e Terrain- u. Baugesellschaft Südende 
Karlsruhe A.-G., Karlsruhe, 24. 6., 20. 6., 29. 5. è 
Tetinger Falzziegel- und Verblendsteinwerke A.-G., 
Forbach i, Lothr., Forbach i. L., 24, 6, 20. 6, 


22. 5. e Ton- und Steinzeug-Werke W. Richter 


& Cie, A= Leipzig d , S 
Trierischer Vieh-Versicherungs-Verband a. G., Trier, 
26. 6., 23. 6., 15. 5. „% Tüllfabrik Flöha A.-G. 
Plaue b. Flöha, Chemnitz, 3. 7., 29. 6., 17. 5. 

Uhrenfabrik Villingen A.-G., Villingen, 27. 0. 
—, 25. 5. 

Vereinigte Harzer Portland-Cement- und Kalk- 
industrie, Hannover, 19. 6., 16. 6., 30. 5. e Ver- 
einigte Isolatorenwerke A.-G., Berlin, 16. 6., 10. 6., 
19. 5. e Vereinigte Kunstmühlen Landshut A.-G., 
Landshut, München, 20. 6., 16. 6, 29. 5. e Victoria 
zu Berlin, Allgemeine Versicherungs-A.-G., Berlin, 
8. 6., —, 24. 5. 

Waren-Einkaufs-Verein A.-G., Lauban, Lauban, 
15. 6, —, 25. 5. e Westdeutsche Ilandelsgesell- 
schaft A.-G., Cöln, Cöln, 24. 6., 20. 6., 26. 5. % 
Westfälische Bau- Industrie A.-G., Haspe i. W., 
Haspe i. W., 10.6., 5.6., 22. 5. e Wismarsche Hobel- 
werke A.-G., Wismar, 20. 6., 22. 6., 10. 5. 

Job. Ph. Zanger A.-G. i. L., Karlsruhe, Karls- 
ruhe, 15. 6, 12. 6. e Zehlendorf-West, Terrain- 
A.-G., Berlin, 23. 6., 13. 6., 25. 5. e Zellstoff- 
fabrik Ragnit A.-G. in Ragnit, Ragnit, 26. 6., 
22. 6., 11.5. e Zentral-Bank A.-G., Hamburg, 17. C., 
14. 6., 25. 5. e Zuckerfabrik Guhrau A.-G., Guhrau, 
19. 6, —, 22. 5. % Zuckerfabrik Hasede-Foerste, 
Hasede, 8. 6., —, 19. 5. e Zuckerfabrik Körbisdorf 
A.-G., Halle a. S., 29. 6., 24. 6., 26. 5. e Zucker-, 
fabrik Papenteich zu Meine, Meine, 7. 6., —, 20. 5. 
e Zuckerfabrik Salzwedel, Salzwedel, 16. 6, —, 
29. 5. e Zuckerfabrik Schottwitz, Breslau, 24. 6., 
—, 30. 5. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: M. Rönner in Berlin-Schöneberg. 


